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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes und weiterer energierechtlicher Vorschriften®

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltsibersicht

Artikel 1 Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Artikel 2 Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Artikel 3 Anderung der Stromnetzzugangsverordnung

Artikel 4  Anderung der Marktstammdatenregisterverordnung

Artikel 5 Anderung des Messstellenbetriebsgesetzes

Artikel 6 Anderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung

Artikel 7 Anderung der Erneuerbare-Energien-Ausfihrungsverordnung

Artikel 8  Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebiihrenverordnung

Artikel 9 Anderung der EEG- und Ausschreibungsgebiihrenverordnung

Artikel 10 Anderung der Erneuerbare-Energien-Verordnung

Artikel 11 Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Durchschnittsstrompreis-
Verordnung

Artikel 12 Anderung der Grenziiberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung

Artikel 13 Anderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchfiihrungsverordnung

Artikel 14 Anderung der Innovationsausschreibungsverordnung

Artikel 15 Anderung des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes

Artikel 16  Anderung der KWK-Ausschreibungsverordnung

Artikel 17 Anderung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen
und mitverarbeiteten biogenen Olen auf die Treibhausgasquote

Artikel 18 Anderung des Gesetzes zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus

Artikel 19 Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

% Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europdischen Parlamentes

und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen.
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Artikel 1

Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBI. | S. 1066), das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1818) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Die Abkurzung des Gesetzes wird wie folgt gefasst: ,EEG 2021°.
2. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 4 wird folgende Angabe eingefugt:
,§ 4a Strommengenpfad”
b) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:
.8 6 (weggefallen)”.
c) Nach der Angabe zu § 10a wird folgende Angabe eingeflgt:
.8 10b Vorgaben zur Direktvermarktung®.
d) Die Angaben zu den §§ 23b und 23c werden durch folgende Angaben ersetzt:
,§ 23b Besondere Bestimmungen zur Einspeiseverglitung bei ausgeférderten Anlagen
§ 23c Besondere Bestimmung zum Mieterstromzuschlag
§ 23d Anteilige Zahlung®.
e) Die Angabe zu § 28 wird durch folgende Angaben ersetzt:
,§ 28 Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fiir Windenergie an Land
§ 28a Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fir solare Strahlungsenergie
§ 28b Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fiir Biomasse
§ 28c Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine firinnovative Anlagenkonzepte“.
f) Die Angaben zu den §§ 36¢ und 36d werden wie folgt gefasst:
,§ 36¢ Ausschluss von Geboten fiir Windenenergieanlagen an Land
§ 36d Zuschlagsverfahren fir Windenergieanlagen an Land*.
g) Nach der Angabe zu § 36i werden folgende Angaben eingefugt:
,§ 36j Zusatzgebote

§ 36k Finanzelle Beteiligung von Kommunen®.

h) Die Angabe zu Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 wird wie folgt gefasst:



i)

)
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,Unterabschnitt 3

Ausschreibungen fir Solaranlagen des ersten Segments®.

Die Angaben zu den §§ 37, 37a und 37b werden wie folgt gefasst:
,§ 37 Gebote fiir Solaranlagen des ersten Segments
§ 37a Sicherheiten flir Solaranlagen des ersten Segments

§ 37b Hochstwert fiir Solaranlagen des ersten Segments”

Die Angabe zu § 37d wird wie folgt gefasst:

,§ 37d Erléschen von Zuschlagen fiir Solaranlagen des ersten Segments".

Die Angaben zu den §§ 38, 38a und 38b werden wie folgt gefasst:
,§ 38 Zahlungsberechtigung fiir Solaranlagen des ersten Segments
§ 38a Ausstellung von Zahlungsberechtigungen fir Solaranlagen des ersten Segments

§ 38b Anzulegender Wert fur Solaranlagen des ersten Segments".

Nach der Angabe zu § 38b werden folgende Angaben eingefligt:

,Unterabschnitt 4

Ausschreibungen fir Solaranlagen des zw eiten Segments

§ 38c Anwendbarkeit des Unterabschnitts 3

§ 38d Gebote fiir Solaranlagen des zweiten Segments

§ 38e Sicherheiten fiir Solaranlagen des zweiten Segments

§ 38f Hochstwert flir Solaranlagen des zweiten Segments

§ 38g Erléschen von Zuschlagen fur Solaranlagen des zweiten Segments
§ 38h Zahlungsberechtigung fiir Solaranlagen des zweiten Segments

§ 38i Ausstellung von Zahlungsberechtigungen fir Solaranlagen des zweiten Segments".

Die Angabe zu Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 4 wird wie folgt gefasst:

,Unterabschnitt 5

Ausschreibungen fir Biomasseanlagen®.

Die Angaben zu den §§ 39d bis 39h werden wie folgt gefasst:
,§ 39d Zuschlagsverfahren fur Biomasseanlagen

§ 39e Erléschen von Zuschlagen flir Biomasseanlagen

§ 39f Anderungen nach Erteilung des Zuschlags fiir Biomasseanlagen

§ 399 Einbeziehung bestehender Biomasseanlagen
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§ 39h Dauer des Zahlungsanspruchs fir Biomasseanlagen®.
Die Angabe zum bisherigen Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 5 wird gestrichen.

Die Angabe zu § 39i wird durch folgende Angaben ersetzt:

,§ 39i Besondere Zahlungsbedingungen flir Biomasseanlagen

Unterabschnitt 6

Ausschreibungen fir Biomethananlagen in der Stdregion

§ 39j Anwendbarkeit des Unterabschnitts 5
§ 39k Gebote fir Biomethananlagen in der Siidregion
§ 391 Hochstwert fiir Biomethananlagen in der Stidregion

§ 39m Besondere Zahlungsbestimmungen fir Biomethananlagen in der Stdregion

Unterabschnitt 7

Innovationsausschreibungen

§ 39n Innovationsausschreibungen®.

In der Angabe zu § 46 wird die Angabe ,bis 2018“ gestrichen.
Die Angaben zu den §§ 46a und 46b werden aufgehoben.
Die Angabe zu § 47 wird wie folgt gefasst:

,§ 47 (weggefallen)".

Nach der Angabe zu § 48 wird folgende Angabe eingefugt:

,§ 48a Mieterstromzuschlag bei solarer Strahlungsenergie®.

In der Angabe zu § 53 werden die Worter ,und des Mieterstromzuschlags® gestri-
chen.

Die Angabe zu § 53a wird wie folgt gefasst:
,§ 53a (weggefallen)”.

Die Angabe zu § 54 wird durch folgende Angaben ersetzt:

,§ 54 Verringerung des Zahlungsanspruchs bei Ausschreibungen fiir Solaranlagen des ersten Segments

§ 54a Verringerung des Zahlungsanspruchs bei Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments".
Die Angabe zu § 61d wird wie folgt gefasst:

,§ 61d (weggefallen)®.

Nach der Angabe zu § 65 wird folgende Angabe eingefligt:

,§ 65a Landstromanlagen®.
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z) Die Angaben zu den §§ 88b und 88c werden wie folgt gefasst:
,§ 88b Verordnungsermachtigung zur Anschlussférderung von Gullekeinanlagen

§ 88c Verordnungsermachtigung zur Zielerreichung®.

aa) Die Angabe zu § 93 wird wie folgt gefasst:

,§ 93 (weggefallen)”.

bb) Die Angabe zu den §§ 97 bis 100 wird wie folgt gefasst:
,§ 97 Kooperationsausschuss
§ 98 Jahrliches Monitoring zur Zielerreichung
§ 99 Berichte der Lander

§ 100 Allgemeine Ubergangsbestimmungen®.

cc) Nach der Angabe zu § 104 wird die folgende Angabe eingeflgt:

,§ 105 Beihilferechtlicher Genehmigungsvorbehalt*.

dd) Folgende Angabe wird angefugt:

LAnlage 5 Stidregion®.
§ 1 Absatz 2 und 3 wird durch folgende Absatze 2 bis 5 ersetzt:

,12) Ziel dieses Gesetzes ist es, den Anteil des aus erneuerbaren Energien er-
zeugten Stroms am Bruttostromverbrauch auf 65 Prozent im Jahr 2030 zu steigern.

(3) Ziel dieses Gesetzes ist es ferner, dass vor dem Jahr 2050 der gesamte
Strom, der im Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einschlief3lich der deut-
schen ausschlielllichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet) erzeugt oder verbraucht
wird, treibhausgasneutral erzeugt wird.

(4) Der fir die Erreichung der Ziele nach den Absatzen 2 und 3 erforderliche
Ausbau der erneuerbaren Energien soll stetig, kosteneffizient und netzvertraglich er-
folgen.

(5) Die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien liegt im 6ffentlichen Interesse und dient der 6ffentlichen Sicherheit.

§ 3 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 3 wird die Angabe ,39j“ durch die Angabe ,39n“ ersetzt.
b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefugt:

,3a. ,ausgeforderte Anlagen’ Anlagen, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb ge-
nommen worden sind und bei denen der urspringliche Anspruch auf Zah-
lung nach der fir die Anlage malRgeblichen Fassung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes beendet ist; mehrere ausgeférderte Anlagen sind zur
Bestimmung der Grofte nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu aus-
geforderten Anlagen als eine Anlage anzusehen, wenn sie nach der fir sie
malaeblichen Fassuna des Erneuerbare-Eneraien-Gesetzes zum Zweck
der Ermittlung des Anspruchs auf Zahlung als eine Anlage galten,*.


Unbekannt

Unbekannt

Unbekannt
 

Unbekannt
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1 Absatz 2 und 3 wird durch folgende Absätze 2 bis 5 ersetzt:
(2) „ Ziel dieses Gesetzes ist es, den Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten
Stroms am Bruttostromverbrauch auf 65 Prozent im Jahr 2030 zu steigern.
(3) Ziel dieses Gesetzes ist es ferner, dass vor dem Jahr 2050 der gesamte
Strom, der im Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der deutschen
ausschließlichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet) erzeugt oder verbraucht
wird, treibhausgasneutral erzeugt wird.
(4) Der für die Erreichung der Ziele nach den Absätzen 2 und 3 erforderliche
Ausbau der erneuerbaren Energien soll stetig, kosteneffizient und netzverträglich erfolgen.
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Nach Nummer 4 werden folgende Nummern 4a und 4b eingefligt:

,4a. ,Ausschreibungen flr Solaranlagen des ersten Segments’ Ausschreibun-
gen, bei denen Gebote flr Freiflachenanlagen und fiir Solaranlagen, die auf,
an oder in baulichen Anlagen, die weder Gebaude noch Larmschutzwande
sind, abgegeben werden konnen,

4b. ,Ausschreibungen flir Solaranlagen des zweiten Segments’ Ausschreibun-
gen, bei denen Gebote flir Solaranlagen abgegeben werden kdnnen, die
auf, an oder in einem Gebaude oder einer Larmschutzwand errichtet wer-
den sollen®.

In Nummer 18 werden die Worter ,Dezember 2011 durch die Worter ,November
2018 ersetzt.

Nach Nummer 29 wird folgende Nummer 29a eingefugt:

,29a. ,hocheffiziente KWK-Anlage‘ eine KWK-Anlage, die den Vorgaben der
Richtlinie 2012/27/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25.
Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der Richtlinien
2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG
und 2006/32/EG (ABI. L 315 vom 14.11.2012, S. 1), die zuletzt durch die
Delegierte Verordnung (EU) 2019/826 (ABI. L 137 vom 23.5.2019, S. 3) ge-
andert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung entspricht,“.

Nummer 34 wird wie folgt gefasst:

»34. ,Marktwert‘ der fur die Berechnung der Hohe der Marktpramie fir den Strom
aus einer Anlage nach Nummer 2 der Anlage 1 mafRRgebliche Wert:

a) der energietragerspezfische Marktwert von Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas, der sich nach Anlage 1 Nummer 3 aus
dem tatsachlichen Monatsmittelwert des Spotmarktpreises bezogen auf
einen Kalendermonat ergibt (Monatsmarktwert), oder

b) der energietragerspezifische Marktwert von Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas, der sich nach Anlage 1 Nummer 4 aus
dem tatsachlichen Jahresmittelwert des Spotmarktpreises bezogen auf
ein Kalenderjahr ergibt (Jahresmarktwert),”.

In Nummer 39 werden die Worter ,das Anlagenregister nach § 6 Absatz 2 Satz 1
dieses Gesetzes oder ab dem Kalendertag nach § 6 Absatz 2 Satz 3 dieses Ge-

setzes® gestrichen.

Nach Nummer 42 wird folgende Nummer 42a eingefiigt:

.A42a. ‘Spotmarktpreis‘ der Strompreis in Cent pro Kilowattstunde, der sich in der
Preiszone fiir Deutschland aus der Kopplung der Orderbticher aller Strom-
borsen in der vortagigen Auktion von Stromkontrakten ergibt; wenn die
Kopplung der Orderblicher aller Stromboérsen nicht oder nur teilweise er-
folgt, ist fr die Dauer der unvollstandigen Kopplung der Durchschnittspreis
aller Stromborsen gewichtet nach dem jeweiligen Handelsvolumen zugrun-
de zu legen,”.

Nummer 43a wird wie folgt gefasst:


Udo Leuschner
Nummer 42 wird folgende Nummer 42a eingefügt:
„42a. ,Spotmarktpreis‘ der Strompreis in Cent pro Kilowattstunde, der sich in der
Preiszone für Deutschland aus der Kopplung der Orderbücher aller Strombörsen
in der vortägigen Auktion von Stromkontrakten ergibt; wenn die
Kopplung der Orderbücher aller Strombörsen nicht oder nur teilweise erfolgt,
ist für die Dauer der unvollständigen Kopplung der Durchschnittspreis
aller Strombörsen gewichtet nach dem jeweiligen Handelsvolumen zugrunde
zu legen,“.

Udo Leuschner
Nach
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Nummer 4 werden folgende Nummern 4a und 4b eingefügt:
„4a. ,Ausschreibungen für Solaranlagen des ersten Segments‘ Ausschreibungen,
bei denen Gebote für Freiflächenanlagen und für Solaranlagen, die auf,
an oder in baulichen Anlagen, die weder Gebäude noch Lärmschutzwände
sind, abgegeben werden können,
4b. ,Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten Segments‘ Ausschreibungen,
bei denen Gebote für Solaranlagen abgegeben werden können, die
auf, an oder in einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand errichtet werden
sollen“.

Udo Leuschner
c) Nach


5.

)
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,43a. ,Stromborse’ eine Borse, an der flr die Preiszone fir Deutschland Strom-
produkte gehandelt werden kdnnen,*.

Nach Nummer 43b wird folgende Nummer 43c eingefugt:

,43c.,.Sudregion‘ das Gebiet, das die Gebietskdérperschaften umfasst, die in An-
lage 5 aufgefihrt sind,”.

In Nummer 45 werden nach den Wértern ,Umwandlungsgesetz oder” die Worter
.jede Anwachsung im Sinne des § 738 BGB sowie“ eingefligt.

Nach Nummer 50 wird folgende Nummer 50a eingefligt:

,90a. ,Zuschlag‘ der Verwaltungsakt, mit dem die Bundesnetzagentur ein Gebot
in einem Ausschreibungsverfahren bezuschlagt,”.

§ 4 wird durch die folgenden § 4 und § 4a ersetzt:

§4

Ausbaupfad
Das Ziel nach § 1 Absatz 2 soll erreicht werden durch
eine Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen an Land auf
a) 57 Gigawatt im Jahr 2022,
b) 62 Gigawatt im Jahr 2024,
c) 65 Gigawatt im Jahr 2026,
d) 68 Gigawatt im Jahr 2028 und
e) 71 Gigawatt im Jahr 2030,

eine Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen auf See nach
Mafligabe des Windenergie-auf-See-Gesetzes,

eine Steigerung der installierten Leistung von Solaranlagen auf
a) 63 Gigawatt im Jahr 2022,

b) 73 Gigawatt im Jahr 2024,

c) 83 Gigawatt im Jahr 2026,

d) 95 Gigawatt im Jahr 2028 und

e) 100 Gigawatt im Jahr 2030 und

eine installierte Leistung von Biomasseanlagen von 8 400 Megawatt im Jahr
2030.
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§ 4a

Strommengenpfad

Um Uberprifen zu kénnen, ob die erneuerbaren Energien in der fir die Errei-

chung des Ziels nach § 1 Absatz 2 erforderlichen Geschwindigkeit ausgebaut wer-
den, werden folgende Zwischenzele flr die Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien festgelegt:

1.

2.

9.

259 Terawattstunden im Jahr 2021,
269 Terawattstunden im Jahr 2022,
281 Terawattstunden im Jahr 2023,
295 Terawattstunden im Jahr 2024,
308 Terawattstunden im Jahr 2025,
318 Terawattstunden im Jahr 2026,
330 Terawattstunden im Jahr 2027,
350 Terawattstunden im Jahr 2028 und

376 Terawattstunden im Jahr 2029.

§ 5 wird wie folgt geadndert:

a)

In Absatz 1 werden die Worter ,Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland
einschlieBlich der deutschen ausschlieRRlichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet)*
durch das Wort ,Bundesgebiet” ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Soweit die Zahlungen fur Strom aus erneuerbaren Energien durch Aus-
schreibungen ermittelt werden, sollen auch Gebote fur Anlagen im Staatsgebiet
eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union im Umfang
von 5 Prozent der gesamten jahrlich zu installierenden Leistung an Anlagen be-
zuschlagt werden kdnnen. Der Umfang nach Satz 1 kann in dem Mal Uberschrit-
ten werden, in dem Gebote fur Windenenergieanlagen auf See bezuschlagt wer-
den sollen. Zu dem Zweck nach Satz 1 kénnen die Ausschreibungen

1. gemeinsam mit einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union durchgeflihrt werden oder

2. flr Anlagen im Staatsgebiet eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten der
Europaischen Union gedffnet werden.

Naheres zu den Ausschreibungsverfahren kannin einer Rechtsverordnung nach
§ 88a geregelt werden.”

Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
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»1. sie mit den beteiligten Mitgliedstaaten der Europaischen Union vdlker-
rechtlich vereinbart worden sind und diese volkerrechtliche Vereinba-
rung Instrumente der KooperationsmafRnahmen im Sinn der Artikel 5, 8
bis 10 oder 13 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férderung der Nut-
zung von Energie aus erneuerbaren Quellen nutzt,”.

bb) Folgender Satz wird angefugt:

»oatz 1 Nummer 2 ist nicht auf Ausschreibungen fur Windenergieanlagen auf
See anzuwenden.”

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Aufdas Ziel nach § 1 Absatz 2, den nationalen Beitrag zum Gesamtziel
der Europaischen Union im Jahr 2030 nach Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie (EU)
2018/2001 sowie den nationalen Anteil an Energie aus erneuerbaren Quellen am
Bruttoendenergieverbrauch nach Artikel 32 Absatz 4 der Verordnung (EU)
2018/1999 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2018 Uber das Governance-System flr die Energieunion und fur den Klimaschutz
werden alle Anlagen nach den Absatzen 1 und 2 und der in ihnen erzeugte Strom
angerechnet; dies ist fur die Anlagen nach Absatz 2 nur nach Mallgabe der vol-
kerrechtlichen Vereinbarung anzuwenden.®

e) Absatz 6 wird folgender Satz angefligt:

,Fur Windenenergieanlagen auf See ist Absatz 2 Satz 2 entsprechend anzuwe n-
den.”

7. § 6 wird aufgehoben.
8. § 8 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 und Satz 2 Nummer 2 wird jeweils das Wort ,Einspeisewilligen®
durch das Wort ,Anschlussbegehrenden” ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefugt:

,Ubermitteln Netzbetreiber Anschlussbegehrenden im Fall von Anlagen mit
einer installierten Leistung von bis zu 10,8 Kilowatt den Zeitplan nach Satz 1
nicht innerhalb von einem Monat nach Eingang des Netzanschlussbegeh-
rens, kdnnen die Anlagen angeschlossen werden.”

b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,Einspeisewilligen durch das Wort
»+Anschlussbegehrenden® ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird das Wort ,Einspeisewillige” durch das Wort ,Anschlussbe-
gehrende” ersetzt.

cc) In Nummer 4 werden die Worter ,Absatz 1 und 2“ durch die Woérter ,Absatz
1, 1a, 1b, 2 und 2a“ ersetzt.

9. § 9 wird wie folgt geadndert:


Udo Leuschner
9 wird wie folgt geändert:
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§
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Die Absatze 1 und 2 werden durch die folgenden Absatze 1, 1a, 1b, 2 und 2a er-
setzt:

»(1) Betreiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung
von mehr als 1 Kilowatt, die in Betrieb genommen wurden, nachdem das Bun-
desamt flr Sicherheit in der Informationstechnik bekanntgegeben hat, dass die
technische Moglichkeit fir die Ausstattung mit einem intelligenten Messsystem
nach dem Messstellenbetriebsgesetz fiir die entsprechende Einbaugruppe be-
steht, missen ihre Anlagen mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit denen
der Netzbetreiber oder ein anderer Berechtigter jederzeit Gber ein intelligentes
Messsystem

1. die Ist-Einspeisung abrufen kann und

2. die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Moglichkeit
besteht, stufenlos ferngesteuert regeln kann.

(1a) Betreiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung
von mehr als 15 Kilowatt, die vor der Bekanntgabe des Bundesamtes fiir Sicher-
heit in der Informationstechnik nach Absatz 1 in Betrieb genommen wurden,
missen ihre Anlagen spatestens finf Jahre nach der Bekanntgabe nach Absatz
1 mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit denen der Netzbetreiber oder ein
anderer Berechtigter jederzeit tber ein intelligentes Messsystem

1. die Ist-Einspeisung abrufen kann und

2. die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Moglichkeit
besteht, stufenlos ferngesteuert regeln kann.

Bis zum Einbau eines intelligenten Messsystems ist die Pflicht nach Satz 1
mit technischen Einrichtungen zu erflillen, die dem Stand der Technik zum Zeit-
punkt der Inbetriebnahme der Anlage oder der KWK-Anlage entsprechen. Die
Pflicht nach Satz 1 Nummer 2 gilt dabei auch als erflllt, wenn die technischen
Einrichtungen nur dazu geeignet sind,

1. die Einspeiseleistung bei Netzliberlastung stufenweise ferngesteuert zu re-
duzieren oder

2. die Anlage bei Netziiberlastung vollstandig abzuschalten.

(1b) Betreiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung
von mehr als 1 Kilowatt und héchstens 15 Kilowatt, die vor der Be kanntgabe des
Bundesamtes flr Sicherheit in der Informationstechnik nach Absatz 1 in Betrieb
genommen wurden, missen ihre Anlagen spatestens fiinf Jahre, nachdem das
Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik bekanntgegeben hat, dass
die technische Maglichkeit fir die Ausstattung mit einem intelligenten Messsys-
tem nach dem Messstellenbetriebsgesetz fir die entsprechende Einbaugruppe
besteht, mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit denen der Netzbetreiber
oder ein anderer Berechtigter jederzeit Gber ein intelligentes Messsystem die Ist-
Einspeisung abrufen kann. Bis zum Einbau eines intelligenten Messsystems ist
die Pflicht nach Satz 1 mit technischen Einrichtungen zu erflillen, die dem Stand
der Technik zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage oder der KWK-Anlage
entspricht.

(2) Abweichend von den Absatzen 1 und 1a sowie vorbehaltlich des § 10b
muss die Pflicht nach Absatz 1 oder Absatz 1a Satz 1 nicht tber ein intelligentes
Messsystem erflllt werden, solange der in der Anlage erzeugte Strom direkt
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a) Die Absätze 1 und 2 werden durch die folgenden Absätze 1, 1a, 1b, 2 und 2a ersetzt:
(1) „ Betreiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung
von mehr als 1 Kilowatt, die in Betrieb genommen wurden, nachdem das Bundesamt
für Sicherheit in der Informationstechnik bekanntgegeben hat, dass die
technische Möglichkeit für die Ausstattung mit einem intelligenten Messsystem
nach dem Messstellenbetriebsgesetz für die entsprechende Einbaugruppe besteht,
müssen ihre Anlagen mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit denen
der Netzbetreiber oder ein anderer Berechtigter jederzeit über ein intelligentes
Messsystem
1. die Ist-Einspeisung abrufen kann und
2. die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Möglichkeit
besteht, stufenlos ferngesteuert regeln kann.
(1a) Betreiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung
von mehr als 15 Kilowatt, die vor der Bekanntgabe des Bundesamtes für Sicherheit
in der Informationstechnik nach Absatz 1 in Betrieb genommen wurden,
müssen ihre Anlagen spätestens fünf Jahre nach der Bekanntgabe nach Absatz
1 mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit denen der Netzbetreiber oder ein
anderer Berechtigter jederzeit über ein intelligentes Messsystem
1. die Ist-Einspeisung abrufen kann und
2. die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Möglichkeit
besteht, stufenlos ferngesteuert regeln kann.
Bis zum Einbau eines intelligenten Messsystems ist die Pflicht nach Satz 1
mit technischen Einrichtungen zu erfüllen, die dem Stand der Technik zum Zeitpunkt
der Inbetriebnahme der Anlage oder der KWK-Anlage entsprechen. Die
Pflicht nach Satz 1 Nummer 2 gilt dabei auch als erfüllt, wenn die technischen
Einrichtungen nur dazu geeignet sind,
1. die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung stufenweise ferngesteuert zu reduzieren
oder
2. die Anlage bei Netzüberlastung vollständig abzuschalten.
(1b) Betreiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung
von mehr als 1 Kilowatt und höchstens 15 Kilowatt, die vor der Bekanntgabe des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik nach Absatz 1 in Betrieb
genommen wurden, müssen ihre Anlagen spätestens fünf Jahre, nachdem das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik bekanntgegeben hat, dass
die technische Möglichkeit für die Ausstattung mit einem intelligenten Messsystem
nach dem Messstellenbetriebsgesetz für die entsprechende Einbaugruppe
besteht, mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit denen der Netzbetreiber
oder ein anderer Berechtigter jederzeit über ein intelligentes Messsystem die Ist-
Einspeisung abrufen kann. Bis zum Einbau eines intelligenten Messsystems ist
die Pflicht nach Satz 1 mit technischen Einrichtungen zu erfüllen, die dem Stand
der Technik zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage oder der KWK-Anlage
entspricht.
(2) Abweichend von den Absätzen 1 und 1a sowie vorbehaltlich des § 10b
muss die Pflicht nach Absatz 1 oder Absatz 1a Satz 1 nicht über ein intelligentes
Messsystem erfüllt werden, solange der in der Anlage erzeugte Strom direkt
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vermarktet wird; dies gilt ab dem Zeitpunkt, ab dem der Wechsel in die Direkt-
vermarktung nach § 21c mitgeteilt worden ist.

(2a) Die Pflichten nach Absatz 1 bis 1b gelten auch als erfillt, wenn mehrere
Anlagen, die gleichartige erneuerbare Energien einsetzen und tber denselben
Verknipfungspunkt mit dem Netz verbunden sind, mit einer gemeinsamen tech-
nischen Einrichtung ausgestattet sind, mit der der Netzbetreiber oder ein anderer
Berechtigter jederzeit die Pflichten nach Absatz 1 bis 1b flir die Gesamtheit der
Anlagen erfiillen kann “

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert;

aa) In Satz 1 werden die Worter ,der Absatze 1 und 2“ durch die Woérter ,der Ab-
satze 1, 1a und 1b"“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wérter ,Absatz 1 oder 2“ durch die Wérter ,Absatz 1,
1a oder 1b“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird aufgehoben.
d) Absatz 7 Satz 2 wird aufgehoben.

Nach § 10a wird folgender § 10b eingefugt:

»3 10b
Vorgaben zur Direktvermarktung

(1) Anlagenbetreiber, die denin ihren Anlagen erzeugten Strom direkt vermark-
ten, missen

1. ihre Anlagen mit technischen Einrichtungen ausstatten, die erforderlich sind, da-
mit ein Direktvermarktungsunternehmen oder eine andere Person, an die der
Strom veraullert wird, jederzeit

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann und

b) die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Moglichkeit
besteht, stufenlos ferngesteuert regeln kann, und

2. dem Direktvermarktungsunternehmen oder der anderen Person, an die der
Strom veraul3ert wird, die Befugnis einrdumen, jederzeit

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abzurufen und

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert in einem Umfang zu regeln, der fur eine
bedarfsgerechte Einspeisung des Stroms erforderlich und nicht nach den
genehmigungsrechtlichen Vorgaben nachweislich ausgeschlossen ist.

Die Pflicht nach Satz 1 Nummer 1 gilt auch als erfullt, wenn mehrere Anlagen, die
Uber denselben Verknupfungspunkt mit dem Netz verbunden sind, mit einer gemein-
samen technischen Einrichtung ausgestattet sind, mit der der Direktvermarktungsun-
ternehmer oder die andere Person jederzeit die Pflicht nach Satz 1 Nummer 1 fir die
Gesamtheit der Anlagen erflillen kann. Wird der Strom vom Anlagenbetreiber unmit-
telbar an einen Letztverbraucher oder unmittelbar an einer Strombérse verauf3ert,
sind die Satze 1 und 2 entsprechend anzuwenden mit der Maligabe, dass der Anla-
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vermarktet wird; dies gilt ab dem Zeitpunkt, ab dem der Wechsel in die Direktvermarktung
nach § 21c mitgeteilt worden ist.
(2a) Die Pflichten nach Absatz 1 bis 1b gelten auch als erfüllt, wenn mehrere
Anlagen, die gleichartige erneuerbare Energien einsetzen und über denselben
Verknüpfungspunkt mit dem Netz verbunden sind, mit einer gemeinsamen technischen
Einrichtung ausgestattet sind, mit der der Netzbetreiber oder ein anderer
Berechtigter jederzeit die Pflichten nach Absatz 1 bis 1b für die Gesamtheit der
Anlagen erfüllen kann “
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genbetreiber die Befugnisse des Direktvermarktungsunternehmers oder der anderen
Person wahrnimmt.

(2) Die Pflicht nach Absatz1 Satz 1 Nummer 1 muss bei Anlagen, die in Betrieb
genommen wurden, nachdem das Bundesamt fir Sicherheit in der Informationstech-
nik bekanntgegeben hat, dass die technische Moglichkeit fur die Ausstattung mit ei-
nem intelligenten Messsystem nach dem Messstellenbetriebsgesetz fur die entspre-
chende Einbaugruppe besteht und eine mit dem intelligenten Messsystem sichere
und interoperable Fernsteuerungstechnik, die tUber die zur Direktvermarktung not-
wendigen Funktionalitdten verfugt, am Markt vorhanden ist, Uber ein intelligentes
Messsystem erflllt werden. Bei Anlagen, die vor der Bekanntgabe nach Satz 1 in Be-
trieb genommen wurden, muss die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ab dem
Einbau eines intelligenten Messsystems, spatestens aber funf Jahre nach der Be-
kanntgabe nach Satz 1 Uber ein intelligentes Messsystem erflllt werden; bis dahin

1. missen die Anlagenbetreiber Ubertragungstechniken und Ubertragungswege zur
Abrufung der jeweiligen Ist-Einspeisung und zur ferngesteuerten Regelung der
Einspeiseleistung verwenden, die dem Stand der Technik bei Inbetriebnahme der
Anlage entsprechen; die Einhaltung des Stands der Technik wird vermutet, wenn
die einschlagigen Standards und Empfehlungen des Bundesamtes fur Sicherheit
in der Informationstechnik bertcksichtigt werden,

2. koénnen die Betreiber von ausgeforderten Anlagen und die Betreiber von sonsti-
gen Anlagen mit einer installierten Leistung von héchstens 100 Kilowatt mit dem
Direktvermarktungsunternehmer oder der anderen Person, an die der Strom ver-
aulert wird, vertragliche Regelungen vereinbaren, die von den Pflichten nach
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 abweichen, wenn der gesamte in der Anlage erzeug-
te Strom eingespeist wird, und

3. ist § 21b Absatz 3 fur ausgefoérderte Anlagen und fur sonstige Anlagen mit einer
installierten Leistung von hoéchstens 100 Kilowatt nicht anzuwenden.

Zur Bestimmung der Grole einer Anlage nach Satz 2 ist § 9 Absatz 3 Satz 1 entspre-
chend anzuwenden.

(3) Die Nutzung der technischen Einrichtungen zur Abrufung der Ist-Einspeisung
und zur ferngesteuerten Regelung der Einspeiseleistung sowie die Befugnis, diese zu
nutzen, durfen das Recht des Netzbetreibers zum Einspeisemanagement nach § 14
nicht beschranken.”

§ 14 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden im Satzteil vor der Nummerierung die Worter ,Errichtung
zur ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung bei Netziiberlastung
im Sinn von § 9 Absatz1 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 Nummer 1 oder Absatz 2
Nummer 1 oder 2 Buchstabe a“ durch die Wérter ,Errichtung zur Regelung
der Einspeiseleistung im Sinn von § 9 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 1a Absatz
1 Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,§ 9 Absatz 1 durch die Woérter ,§ 9 Absatz 1 und
1a“ ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben.

12. § 15 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
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In Satz 1 werden die Worter ,abweichend von § 13 Absatz 5 des Energiewirt-
schaftsgesetzes fur 95 Prozent der” durch die Worter fur die” ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

13. In § 19 Absatz 1 Nummer 2 werden die Woérter ,Absatz 1 und 2“ durch die Wérter
LAbsatz 1 Nummer 1, Nummer 2 oder Nummer 3“ ersetzt.

14. § 20 wird wie folgt gefasst:

1.

2.

,§ 20

Marktpramie

Der Anspruch auf die Zahlung der Marktpramie nach § 19 Absatz 1 Nummer 1
besteht nur fir Kalendermonate, in denen

der Strom direkt vermarktet wird,

der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber das Recht einrdumt, diesen Strom als
,otrom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas, finanziert aus der EEG-
Umlage® zu kennzeichnen, und

der Strom in einem Bilanz- oder Unterbilanzkreis bilanziert wird, in dem aus-
schliel8lich bilanziert wird:

a)

b)

Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas, der in der Veraull e-
rungsform der Marktpramie direkt vermarktet wird, oder

Strom, der nicht unter Buchstabe a fallt und dessen Einstellung in den Bi-
lanz- oder Unterbilanzkreis nicht von dem Anlagenbetreiber oder dem Di-
rektvermarktungsunternehmer zu vertreten ist.”

15. § 21 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Der Anspruch auf die Zahlung der Einspeisevergitung nach § 19 Ab-

satz 1 Nummer 2 besteht nur fir Kalendermonate, in denen der Anlagenbetreiber
den Stromin ein Netz einspeist und dem Netzbetreiber nach § 11 zur Verfiigung
stellt, und zwar fir

1.

3.

Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 100 Kilowatt,
deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt worden ist; in diesem Fall ver-
ringert sich der Anspruch nach MalRgabe des § 53 Satz 1,

Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt
fir eine Dauer von bis zu drei aufeinanderfolgenden Kalendermonaten und
insgesamt bis zu sechs Kalendermonaten pro Kalenderjahr (Ausfallverg-
tung); in diesem Fall verringert sich der Anspruch nach MalRgabe des § 53
Satz 2 und bei Uberschreitung einer der Hochstdauern nach dem ersten
Halbsatz nach MalRgabe des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, oder

Strom aus ausgeforderten Anlagen.®

Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefligt:
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§ 21 wird wie folgt geändert:
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3. Strom aus ausgeförderten Anlagen.“
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b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

Udo Leuschner
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a) Absatz

Udo Leuschner
Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
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(1) „ Der Anspruch auf die Zahlung der Einspeisevergütung nach § 19 Absatz
1 Nummer 2 besteht nur für Kalendermonate, in denen der Anlagenbetreiber
den Strom in ein Netz einspeist und dem Netzbetreiber nach § 11 zur Verfügung
stellt, und zwar für

Udo Leuschner
1. Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 100 Kilowatt,
deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt worden ist; in diesem Fall verringert
sich der Anspruch nach Maßgabe des § 53 Satz 1,
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2. Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt
für eine Dauer von bis zu drei aufeinanderfolgenden Kalendermonaten und
insgesamt bis zu sechs Kalendermonaten pro Kalenderjahr (Ausfallvergütung);
in diesem Fall verringert sich der Anspruch nach Maßgabe des § 53
Satz 2 und bei Überschreitung einer der Höchstdauern nach dem ersten
Halbsatz nach Maßgabe des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, oder
3. Strom aus ausgeförderten Anlagen.“
b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
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~Abweichend von Satz 1 Nummer 1 missen die Betreiber von ausgeférderten
Anlagen dem Netzbetreiber den gesamten in der Anlage erzeugten Strom zur
Verfligung stellen, solange die zugehorige Messstelle der Anlage nicht mit einem
intelligenten Messsystem nach dem Messstellenbetriebsgesetz ausgestattet ist.”

In Absatz 3 Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 nach den Wortern ,so-
weit er* die Worter ,von dem Anlagenbetreiber oder einem Dritten® eingefugt.

Folgender Absatz 4 wird angefligt:

»(4) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie evaluiert den
Schwellenwert nach Absatz 1 Nummer 1 innerhalb von einem Jahr nach der Be-
kanntgabe des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik nach § 10b
Absatz 2 Satz 1 und legt einen Vorschlag fiir eine Neugestaltung der bisherigen
Regelung vor.*

§ 21b wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

,2. der Einspeisevergltung nach § 21 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 oder
Nummer 3,“.

In Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe c wird die Angabe ,Nummer 3“ durch die Wor-
ter ,Nummer 2 in Form der Einspeisevergutung nach § 21 Absatz 1 Nummer 3
oder des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3“ ersetzt.

Dem § 21¢c Absatz 1 wird folgender Satz angefligt:

,Eine ausgeférderte Anlage gilt mit Beendigung des Anspruchs auf Zahlung nach der
fur sie malRgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes als der Veraulle-
rungsform nach § 21b Absatz 1 Satz1 Nummer 2 und § 21 Absatz 1 Nummer 3 zu-
geordnet, soweit der Anlagenbetreiber keine andere Zuordnung getroffen hat.*

§ 22 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 wird die Angabe ,.39j“ durch die Angabe ,39n“ ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,solange und“ gestrichen werden und nach den
Woértern ,wirksamist* die Worter ,,; der Anspruch besteht fir Strommengen,
die mit einer installierten Leistung erzeugt werden, die die bezuschlagte Leis-
tung um bis zu 15 Prozent Ubersteigt® eingeflgt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geandert:

aaa) In Nummer 1 wird das Komma am Ende durch das Wort ,und® er-
setzt.

bbb) Nummer 2 wird aufgehoben.
ccc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2.
Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,von diesem Erfordernis sind folgende Solaranlagen ausgenommen:
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„Abweichend von Satz 1 Nummer 1 müssen die Betreiber von ausgeförderten
Anlagen dem Netzbetreiber den gesamten in der Anlage erzeugten Strom zur
Verfügung stellen, solange die zugehörige Messstelle der Anlage nicht mit einem
intelligenten Messsystem nach dem Messstellenbetriebsgesetz ausgestattet ist.“
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Udo Leuschner
c) In Absatz 3 Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 nach den Wörtern „soweit
er“ die Wörter „von dem Anlagenbetreiber oder einem Dritten“ eingefügt.
d) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
(4) „ Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie evaluiert den
Schwellenwert nach Absatz 1 Nummer 1 innerhalb von einem Jahr nach der Bekanntgabe
des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik nach § 10b
Absatz 2 Satz 1 und legt einen Vorschlag für eine Neugestaltung der bisherigen
Regelung vor.“
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1. Solaranlagen mit einer installierten Leistung bis einschlie3lich 500 Kilowatt,
die auf, an oder in einem Gebaude oder einer Larmschutzwand errichtet
werden, und

2. sonstige Solaranlagen mit einer installierten Leistung bis einschlieRlich
750 Kilowatt.”

d) Absatz4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,von diesem Erfordernis sind Biomasseanlagen mit einer installierten Leistung
bis einschlieRlich 150 Kilowatt ausgenommen, es sei denn, es handelt sich um
bestehende Biomasseanlagen nach § 39g.°

e) Absatz5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,von diesem Erfordernis sind Pilotwindenergieanlagen auf See nach MalRgabe
des Windenergie-auf-See-Gesetzes ausgenommen.*

f) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worter ,Absatzen 2 bis 5“ durch die Worter ,,Ab-
satzen 2 bis 4“ ersetzt.

§ 23 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,§ 39h“ durch die Angabe ,§ 39i* ersetz.

b) In Nummer 3 werden die Worter ,Absatz 3“ durch die Woérter ,Absatz 8" ersetzt.
c) In Nummer 4 werden die Worter ,oder eines Mieterstromzuschlags® gestrichen.

§ 23a wird wie folgt gefasst:

,§ 23a

Besondere Bestimmung zur Hohe der Marktpramie

Die Hohe des Anspruchs auf die Marktpramie nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 wird
nach Anlage 1 berechnet.”

Nach § 23a wird folgender § 23b eingefugt:

.3 23b
Besondere Bestimmungen zur Einspeisevergutung bei ausgeforderten Anlagen
Fir die Hohe des Anspruchs auf die Einspeisevergitung nach § 19 Absatz 1
Nummer 2 in Verbindung mit § 21 Absatz 1 Nummer 3 gilt der Jahresmarktwert als
anzulegender Wert.”
Der bisherige § 23b wird § 23c und wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 und in dessen Nummer 3 wird die Angabe
»2Absatz 3“ durch die Angabe ,Absatz 2“ ersetzt.
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c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und in dessen Satz 1 werden die Worter
LAbsatz 2 Nummer 1“ durch die Worter ,Absatz 1 Nummer 1“ ersetzt.

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und in dessen Satz 1 wird jeweils die An-
gabe ,Absatz 3“ durch die Angabe ,Absatz 2“ ersetzt und werden die Worter ,Ab-
satz 2 Nummer 1“ durch die Woérter ,Absatz 1 Nummer 1 ersetzt.

Der bisherige § 23c wird § 23d.

Dem § 24 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

~Abweichend von Satz 1 werden Solaranlagen verschiedener Anlagenbetreiber, die

nicht an demselben Anschlusspunktbetrieben werden, zum Zweck der Ermittlung des

Anspruchs nach § 19 Absatz 1 Nummer 3 nicht zusammengefasst.*

§ 25 wird wie folgt geandert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefugt:

»(2) Abweichend von Absatz 1 ist die Einspeisevergitung nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 2 zu zahlen bei ausgeférderten Anlagen

1. mit einer installierten Leistung von bis zu 100 Kilowatt bis zum 31. Dezember
2027 und

2. mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt bis zum 31. De-
zember 2021.°

Dem § 26 Absatz 1 werden folgende Satze angeflugt:

,Wird die Hohe der Marktpramie nach Anlage 1 Nummer 4 anhand des Jahresmarkt-
wertes berechnet, kdnnen die Abschlage flur Zahlungen der Marktpramie anhand des
Jahresmarktwertes des Vorjahres bestimmt werden. Zu hohe oder zu niedrige Ab-
schlage sind mit der Endabrechnung im jeweils folgenden Kalenderjahr auszuglei-
chen oder zu erstatten.”

§ 27a Satz 2 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4. in den Stunden, in denen der Spotmarktpreis negativ ist, oder*.

§ 28 wird durch folgende §§ 28 bis 28c ersetz:

,§ 28

Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fir Windenergie an Land

(1) Die Ausschreibungen fur Windenergieanlagen an Land finden jedes Jahr zu den

Gebotsterminen am 1. Februar, 1. Mai und 1. September statt.

1.

(2) Das Ausschreibungsvolumen betragt

im Jahr 2021 4 500 Megawatt zu installierender Leistung, davon 1 600 Megawatt als
Sonderausschreibungen,



[Siehe gelb markierte Passagen auf dieser Seite _|
-23-

2. imJahr 2022 2 900 Megawatt zu installierender Leistung,
3. imJahr 2023 3 000 Megawatt zu installierender Leistung,
4. im Jahr 2024 3 100 Megawatt zu installierender Leistung,
5. imJahr 2025 3 200 Megawatt zu installierender Leistung,
6. imJahr 2026 4 000 Megawatt zu installierender Leistung,
7. imJahr 2027 4 800 Megawatt zu installierender Leistung und
8. imJahr 2028 5 800 Megawatt zu installierender Leistung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 1 wird jeweils gleichmaRig auf die Gebotstermine
eines Kalenderjahres verteilt.

(3) Das Ausschreibungsvolumen

1. erhoht sich ab dem Jahr 2024 jeweils um die Mengen, fir die in dem jeweils dritten
vorangegangenen Kalenderjahr bei den Ausschreibungen flr Windenergieanlagen an
Land nach diesem Gesetz keine Zuschlage erteilt werden konnten, und es

2. verringert sich jeweils

a) um die Summe der installierten Leistung der Windenergieanlagen an Land, die
bei einer Ausschreibung eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union
in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr im Bundesgebiet bezuschlagt
worden sind, und

b) um die Summe der installierten Leistung der Pilotwindenergieanlagen an Land
nach § 22a, die in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr ihren Anspruch
nach § 19 Absatz 1 erstmals geltend machen durften.

(4) Die Bundesnetzagentur stellt jahrlich bis zum 15. Marz eines Jahres die Differenz
der installierten Leistung nach Absatz 3 fest und verteilt die Menge, um die sich das Aus-
schreibungsvolumen erhéht oder verringert, gleichmafig auf die folgenden drei noch nicht
bekanntgemachten Ausschreibungen.

(5) Das nach Absatz 1 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Gebotstermins er-
hoéht sich um die Gebotsmenge der Zuschlage, die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt
und vor der Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach § 35a entwertet wurden.
Nach Satz 1 zu bertcksichtigende Erhéhungen werden dem auf eine Entwertung folgen-
den noch nicht bekanntgegebenen Gebotstermin zugerechnet.

§ 28a

Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine flir solare Strahlungsenergie

(1) Die Ausschreibungen Solaranlagen des ersten Segments finden jedes Jahr zu
den Gebotsterminen am 1. Marz, 1. Juni und 1. November statt. Das Ausschreibungsvo-
lumen betragt

1. imJahr 2021 1 900 Megawatt zu installierender Leistung, davon 1 600 Megawatt als
Sonderausschreibungen,


Udo Leuschner
§ 28a
Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine für solare Strahlungsenergie
(1) Die Ausschreibungen Solaranlagen des ersten Segments finden jedes Jahr zu
den Gebotsterminen am 1. März, 1. Juni und 1. November statt. Das Ausschreibungsvolumen
beträgt
1. im Jahr 2021 1 900 Megawatt zu installierender Leistung, davon 1 600 Megawatt als
Sonderausschreibungen,
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2. inden Jahren 2022, 2023, 2024 und 2025 jeweils 1 700 Megawatt zu installierender
Leistung und

3. in den Jahren 2026, 2027 und 2028 jeweils 1 600 Megawatt zu installierender Leis-
tung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 2 wird jeweils gleichmaRig auf die Gebotstermine
eines Kalenderjahres verteilt. Das Ausschreibungsvolumen

1. erhoht sich ab dem Jahr 2022 jeweils um die Mengen, flir die in dem jeweils voran-
gegangenen Kalenderjahr bei den Ausschreibungen flr Solaranlagen nach diesem
Gesetz keine Zuschlage erteilt werden konnten oder fiir die keine Zweitsicherheit hin-
terlegt worden ist, und

2. verringert sich jeweils

a) um die Summe der installierten Leistung der Solaranlagen, die bei einer Aus-
schreibung eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union in dem jeweils
vorangegangenen Kalenderjahr im Bundesgebiet bezuschlagt worden sind und

b) um die Summe der installierten Leistung der Freiflachenanlagen, deren anzule-
gender Wert gesetzlich bestimmt worden ist und die im jeweils vorangegangenen
Kalenderjahr in das Register als in Betrieb genommen gemeldet worden sind.

Die Bundesnetzagentur stellt jahrlich bis zum 15. Marz eines Jahres die Menge der instal-
lierten Leistung nach Satz4 fest und verteilt die Menge, um die sich das Ausschreibungs-
volumen erhéht oder verringert, gleichmafig auf die folgenden drei Ausschreibungen.

(2) Die Ausschreibungen fir Solaranlagen des zweiten Segments finden jeweils zu
den Gebotsterminen am 1. Juni und am 1. Dezember statt. Das Ausschreibungsvolumen
betragt

1. inden Jahren 2021 und 2022: jeweils 250 Megawatt zu installierender Leistung,
2. inden Jahren 2023 und 2024: jeweils 300 Megawatt zu installierender Leistung,
3. abdem Jahr 2025 jahrlich 350 Megawatt zu installierender Leistung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 2 wird jeweils gleichmaRig auf die Gebotstermine
eines Kalenderjahres verteilt. Das Ausschreibungsvolumen erhéht sich ab dem Jahr 2022
jeweils um die Menge, fiir die in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bei den Au s-
schreibungen flir Solaranlagen des zweiten Segments keine Zuschlage erteilt werden
konnten.

(3) Das nach Absatz 1 oder Absatz 2 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Ge-
botstermins erhdht sich um die Gebotsmenge der Zuschlage des jeweiligen Segments,
die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt und vor der Bekanntgabe des jeweiligen Gebots-
termins nach § 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu berlicksichtigende Erhdhungen
werden dem auf eine Entwertung folgenden noch nicht bekanntgegebenen Gebotstermin
zugerechnet.
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2. in den Jahren 2022, 2023, 2024 und 2025 jeweils 1 700 Megawatt zu installierender
Leistung und
3. in den Jahren 2026, 2027 und 2028 jeweils 1 600 Megawatt zu installierender Leistung.
Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 2 wird jeweils gleichmäßig auf die Gebotstermine
eines Kalenderjahres verteilt. Das Ausschreibungsvolumen
1. erhöht sich ab dem Jahr 2022 jeweils um die Mengen, für die in dem jeweils vorangegangenen
Kalenderjahr bei den Ausschreibungen für Solaranlagen nach diesem
Gesetz keine Zuschläge erteilt werden konnten oder für die keine Zweitsicherheit hinterlegt
worden ist, und
2. verringert sich jeweils
a) um die Summe der installierten Leistung der Solaranlagen, die bei einer Ausschreibung
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in dem jeweils
vorangegangenen Kalenderjahr im Bundesgebiet bezuschlagt worden sind und
b) um die Summe der installierten Leistung der Freiflächenanlagen, deren anzulegender
Wert gesetzlich bestimmt worden ist und die im jeweils vorangegangenen
Kalenderjahr in das Register als in Betrieb genommen gemeldet worden sind.
Die Bundesnetzagentur stellt jährlich bis zum 15. März eines Jahres die Menge der installierten
Leistung nach Satz 4 fest und verteilt die Menge, um die sich das Ausschreibungsvolumen
erhöht oder verringert, gleichmäßig auf die folgenden drei Ausschreibungen.
(2) Die Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten Segments finden jeweils zu
den Gebotsterminen am 1. Juni und am 1. Dezember statt. Das Ausschreibungsvolumen
beträgt
1. in den Jahren 2021 und 2022: jeweils 250 Megawatt zu installierender Leistung,
2. in den Jahren 2023 und 2024: jeweils 300 Megawatt zu installierender Leistung,
3. ab dem Jahr 2025 jährlich 350 Megawatt zu installierender Leistung.
Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 2 wird jeweils gleichmäßig auf die Gebotstermine
eines Kalenderjahres verteilt. Das Ausschreibungsvolumen erhöht sich ab dem Jahr 2022
jeweils um die Menge, für die in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bei den Ausschreibungen
für Solaranlagen des zweiten Segments keine Zuschläge erteilt werden
konnten.
(3) Das nach Absatz 1 oder Absatz 2 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Gebotstermins
erhöht sich um die Gebotsmenge der Zuschläge des jeweiligen Segments,
die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt und vor der Bekanntgabe des jeweiligen Gebot stermins
nach § 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu berücksichtigende Erhöhungen
werden dem auf eine Entwertung folgenden noch nicht bekanntgegebenen Gebotstermin
zugerechnet.
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§ 28b

Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fir Biomasse

(1) Die Ausschreibungen fur Biomasseanlagen finden jedes Jahr zu den Gebotster-
minen am 1. Marz und 1. September statt.

(2) Das Ausschreibungsvolumen betragt jedes Jahr 350 Megawatt zu installierender
Leistung und wird jeweils gleichmaRig auf die Ausschreibungstermine eines Kalenderjah-
res verteilt. Das Ausschreibungsvolumen

1. erhoht sich ab dem Jahr 2024 jeweils um die Mengen, fir die in dem jeweils dritten
vorangegangenen Kalenderjahr bei den Ausschreibungen fur Biomasseanlagen nach
diesem Gesetz keine Zuschlage erteilt werden konnten, und

2. verringert sich jeweils

a) um die Summe der in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr installierten
Leistung von Biomasseanlagen, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt
worden ist und die in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr an das Regis-
ter als in Betrieb genommen gemeldet worden sind,

b) um die Halfte der Summe der installierten Leistung von Anlagenkombinationen,
die auch Biomasseanlagen enthalten, die bei einer Ausschreibung aufgrund einer
Rechtsverordnung nach § 88d im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bezu-
schlagt worden sind, und

c) umdie Summe der installierten Leistung der Biomasseanlagen, die im jeweils vo-
rangegangenen Kalenderjahr eine Férderung aufgrund einer Rechtsverordnung
nach § 88b in Anspruch nehmen.

(3) Die Bundesnetzagentur stellt jahrlich bis zum 15. Marz eines Jahres die Differenz
der installierten Leistung nach Absatz 2 flir jedes Kalenderjahr fest und verteilt die Menge,
um die sich das Ausschreibungsvolumen erhéht oder verringert, gleichmafig auf die fol-
genden zwei noch nicht bekanntgemachten Ausschreibungen.

(4) Die Ausschreibungen fur Biomethananlagen in der Stdregion finden jedes Jahr
zu dem Gebotstermin am 1. Dezember statt. Das Ausschreibungsvolumen betragt jeweils
150 Megawatt zu installierender Leistung. Das Ausschreibungsvolumen erhéht sich ab
dem Jahr 2022 um die Mengen, fur die in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bei
den Ausschreibungen fur Biomethananlagen in der Sldregion keine Zuschlage erteilt
werden konnten.

(5) Das nach Absatz 2 und Absatz 3 oder Absatz 4 ermittelte Ausschreibungsvolu-
men eines Gebotstermins erhdht sich um die Gebotsmenge der Zuschlage der jeweiligen
Ausschreibungen, die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt und vor der Bekanntgabe des
jeweiligen Gebotstermins nach § 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu berucksichtigen-
de Erhéhungen werden dem auf eine Entwertung folgenden noch nicht bekanntgegeb e-
nen Gebotstermin zugerechnet.

§ 28c
Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fur innovative Anlagenkonzepte

(1) Die Innovationsausschreibungen nach § 39j finden jedes Jahr zu den Gebotster-
minen am 1. April und 1. August statt.
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(2) Das Ausschreibungsvolumen betragt
1. imJahr 2021 500 Megawatt zu installierender Leistung,
2. imJahr 2022 550 Megawatt zu installierender Leistung,
3. imJahr 2023 600 Megawatt zu installierender Leistung,
4. im Jahr 2024 650 Megawatt zu installierender Leistung,
5. imJahr 2025 700 Megawatt zu installierender Leistung,
6. imJahr 2026 750 Megawatt zu installierender Leistung,
7. imJahr 2027 800 Megawatt zu installierender Leistung und
8. imJahr 2028 850 Megawatt zu installierender Leistung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 1 wird jeweils gleichmaRig auf die Ausschrei-
bungstermine eines Kalenderjahres verteilt.

(3) Das Ausschreibungsvolumen erhoht sich ab dem Jahr 2022 jeweils um die Men-
gen, fur die in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bei den Innovationsausschre -
bungen keine Zuschlage erteilt werden konnten.

(4) Das nach Absatz 2 und 3 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Gebotster-
mins erhoht sich um die Gebotsmenge der Zuschlage, die nach dem 31. Dezember 2020
erteilt und vor der Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach § 35a entwertet wur-
den. Nach Satz 1 zu berlcksichtigende Erh6hungen werden dem auf eine Entwertung
folgenden noch nicht bekanntgegebenen Gebotstermin zugerechnet.”

28. § 30 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Buchstabe a wird das Komma am Ende durch das Wort ,und” ersetz.

bb) In Buchstabe b wird nach dem Wort ,,(Bevollmachtigter),“ das Wort ,und“ ge-
strichen.

cc) Buchstabe c wird aufgehoben.
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
~+Abweichend von Satz 1

1. besteht fur Zusatzgebote nach § 36j keine MindestgrofRe fur die Gebotsmen-
ge,

2. muss ein Gebot bei den Ausschreibungen fur Solaranlagen des zweiten
Segments eine MindestgrofRe von 100 Kilowatt umfassen,

3. muss ein Gebot bei Biomasseanlagen und Biomethananlagen in der Stdre-
gion eine Mindestgrofie von 150 Kilowatt umfassen, dabei besteht bei Gebo-
ten flr bestehende Biomasseanlagen nach § 39g keine Mindestgroe fur die
Gebotsmenge.*


Udo Leuschner
28. § 30 wird wie folgt geändert:
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In § 32 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wértern ,Zuschlagsverfahren durch® die
Worter ,,, soweit in den Unterabschnitten 2 bis 6 nicht etwas Abweichendes bestimmt
ist“ eingefugt.

§ 33 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 wird die Angabe ,§§ 36 und 36d“ durch die Angabe ,§§ 36, 36c und
36j“ und werden die Worter ,8§§ 37 und 37c oder durch die Woérter ,§§ 37 und
37c, den §§ 38c und 38d" ersetzt, wird vor der Angabe ,§§ 39 bis 39h“ das Wort
,oder“ durch ein Komma ersetzt und werden nach der Angabe ,8§§ 39 bis 39h* die
Worter ,oder den §§ 39i und 39j“ eingefugt.

b) In Nummer 3 werden die Worter ,Nummer 1 oder 3 der Anlage zur Ausschrei-
bungsgeblhrenverordnung® durch die Wérter ,den Nummern 1, 3 und 4 der An-
lage zur EEG- und Ausschreibungsgebihrenverordnung® ersetzt.

§ 35 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 2 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe b wird das Wort ,und“ am Ende gestrichen.

bbb) In Buchstabe ¢ wird das Komma am Ende durch das Wort ,und” er-
setzt.

ccc) Folgender Buchstabe d wird angeflgt:

,d) sofern vorhanden, die Registernummern der bezuschlagten An-
lagen.”

bb) In Nummer 3 werden nach den Wértern ,die einen Zuschlag erhalten haben,”
die Worter ,sofern einschlagig gesondert fur die Sudregion,“ eingefugt.

cc) In Nummer 4 werden nach dem Wort ,Zuschlagswert* die Wérter ,,, sofern
einschlagig, gesondert fur die Slidregion“ eingefugt.

b) Folgender Absatz 4 wird angefugt:

»(4) Die Bundesnetzagentur gibt auf ihrer Internetseite spatestens drei Mo-
nate nach Ablauf der Fristen nach § 36e Absatz 1, § 37d Absatz 2 Nummer 2,
§ 39d Absatz 1 und § 39f Absatz 5 Nummer 4 die Projektrealisierungsrate des
jeweiligen Gebotstermins bekannt.*

In § 35a Absatz 1 Nummer 4 wird das Wort ,wenn“ durch das Wort ,soweit” ersetzt.

§ 36 Absatz 2 wird wie folgt gedndert.

a) In Nummer 1 wird das Wort ,und“ am Ende durch ein Komma ersetzt.

b) In Nummer 2 werden die Worter ,,; bezieht sich das Gebot nur auf einen Teil der
Anlagen, die von der Genehmigung umfasst sind, missen die Anlagen, fur die

ein Gebot abgegeben wird, benannt werden“ gestrichen und der Punkt am Ende
durch das Wort ,und® ersetzt.

c) Folgende Nummer 3 wird angefugt:
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»3. sofern das Gebot fur mehrere Anlagen abgegeben wird, die jeweils auf
die einzelne Anlage entfallende Gebotsmenge.*

§ 36b wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,im Jahr 2017 7,00 Cent“ durch die Worter ,im
Jahr 2021 6,0 Cent” ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der Hochstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 2 Prozent pro
Kalenderjahr gegentber demim jeweils vorangegangenen Kalenderjahr gelte n-
den Hochstwert und wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Fir die
Berechnung der Hohe des Hochstwerts aufgrund einer erneuten Anpassung
nach Satz 1 ist der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.*

§ 36¢ wird aufgehoben.
Der bisherige § 36d wird § 36c¢.

Nach dem neuen § 36¢ wird der folgende § 36d eingefligt:

3 36d
Zuschlagsverfahren fiir Windenergieanlagen an Land

Abweichend von § 32 Absatz 1 fUihrt die Bundesnetzagentur folgendes Zu-
schlagsverfahren durch. Sie 6ffnet die fristgerecht eingegangenen Gebote nach dem
Gebotstermin. Sie pruift die Zulassigkeit der Gebote nach den §§ 33 und 34. Sie se-
pariert die zugelassenen Gebote, die fir Projekte in der Stidregion abgegeben wur-
den, und sortiert diese Gebote entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3. Sodann erteilt die
Bundesnetzagentur allen nach Satz 4 separierten Geboten einen Zuschlag im Um-
fang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge

1. in den Ausschreibungen der Jahre 2021, 2022 und 2023 von 15 Prozent des an
diesem Gebotstermin zu vergebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zu-
schlag erreicht oder erstmalig Uberschritten ist, oder

2. in den Ausschreibungen ab dem Jahr 2024 von 20 Prozent des an diesem Ge-
botstermin zu vergebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag er-
reicht oder erstmalig Uberschritten ist.

Sodann sortiert die Bundesnetzagentur samtliche zugelassenen Gebote, die
nicht bereits nach Satz 5 einen Zuschlag erhalten haben, entsprechend § 32 Absatz 1
Satz 3 und erteilt allen Geboten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis das ge-
samte Ausschreibungsvolumen erstmals durch den Zuschlag zu einem Gebot erreicht
oder Uberschritten ist (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze
wird kein Zuschlag erteilt.”

§ 36e wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird in dem Satzteil vor der Nummer 1 das Wort ,,einmalig“ gestri-
chen.


Udo Leuschner
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„§ 36d
Zuschlagsverfahren für Windenergieanlagen an Land
Abweichend von § 32 Absatz 1 führt die Bundesnetzagentur folgendes Zuschlagsverfahren
durch. Sie öffnet die fristgerecht eingegangenen Gebote nach dem
Gebotstermin. Sie prüft die Zulässigkeit der Gebote nach den §§ 33 und 34. Sie separiert
die zugelassenen Gebote, die für Projekte in der Südregion abgegeben wurden,
und sortiert diese Gebote entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3. Sodann erteilt die
Bundesnetzagentur allen nach Satz 4 separierten Geboten einen Zuschlag im Umfang
ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge
1. in den Ausschreibungen der Jahre 2021, 2022 und 2023 von 15 Prozent des an
diesem Gebotstermin zu vergebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag
erreicht oder erstmalig überschritten ist, oder
2. in den Ausschreibungen ab dem Jahr 2024 von 20 Prozent des an diesem Gebotstermin
zu vergebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht
oder erstmalig überschritten ist.
Sodann sortiert die Bundesnetzagentur sämtliche zugelassenen Gebote, die
nicht bereits nach Satz 5 einen Zuschlag erhalten haben, entsprechend § 32 Absatz 1
Satz 3 und erteilt allen Geboten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis das gesamte
Ausschreibungsvolumen erstmals durch den Zuschlag zu einem Gebot erreicht
oder überschritten ist (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze
wird kein Zuschlag erteilt.“
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bb) In Satz 2 werden nach den Woértern ,ausgesprochen werden“ die Worter
», Wobei der Verlangerungszeitraum 18 Monate nicht Uberschreiten darf‘ ein-
gefugt.

Folgender Absatz 3 wird angefugt:

»(3) Auf Antrag, den der Bieter vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 gestellt
hat, verlangert die Bundesnetzagentur die Frist, nach der der Zuschlag erlischt,
wenn Uber das Vermdgen des Herstellers des Generators oder eines sonstigen
wesentlichen Bestandteils der Windenergieanlagen das Insolvenzverfahren er-
offnet worden ist. Die Verlangerung soll hochstens fur die Dauer der Gultigkeit
der Genehmigung ausgesprochen werden, wobei der Verlangerungszeitraum 18
Monate nicht Gberschreiten darf.”

§ 36f Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Wird die Genehmigung flir das bezuschlagte Projekt nach der Erteilung des Zu-
schlags geandert oder neu erteilt, bleibt der Zuschlag auf die geanderte oder neu er-
teilte Genehmigung bezogen, wenn der Standort der Windenergieanlage um hdch s-
tens die doppelte Rotorblattlange abweicht.”

In § 36g Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen.

§ 36h Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Satz 2 wird die Tabelle wie folgt gefasst:

,Glte- |60 70 80 90 100 110 120 130 140 150
faktor | Pro- Pro- Pro- Pro- Pro- Pro- Pro- Pro- Pro- Pro-
zent zent zent zent zent zent zent zent zent zent

Korrek- | 1,35 1,29 1,16 1,07 1,00 0,94 0,89 0,85 0,81 0,79%.
turfak-
tor

In Satz 3 wird die Angabe ,70 Prozent 1,29 durch die Angabe ,60 Prozent 1,35
ersetzt.

In § 36i werden nach den Woértern ,§36e Absatz 2“ die Worter ,oder Absatz 3“ einge-
fugt.

Nach § 36i werden folgende §§ 36j und 36k eingefugt:

,§ 36]
Zusatzgebote

(1) Abweichend von § 36¢ kdnnen Bieter einmalig Gebote fir bezuschlagte

Windenergieanlagen an Land nach deren Inbetriebnahme abgeben, wenn die instal-
lierte Leistung der Anlagen um mehr als 15 Prozent erhéht wird oder werden soll (Zu-
satzgebote).

(2) In Erganzung zu den Anforderungen an Gebote nach § 30 missen Zusatz-

gebote folgende Anforderungen erflllen:

1.

die Nummer des bereits erteilten Zuschlags ist anzugeben,




44.

45.

iSiehe gelb markierte Passagen auf dieser SeiteJ
- 30 -

2. die Registernummer der Anlagen, auf die sich das Gebot bezieht, ist anzugeben
und

3. der Gebotswert darf weder den geltenden Hochstwert noch den Zuschlagswert
des bereits erteilten Zuschlags Uberschreiten.

(3) Der Vergutungszeitraum fur Zusatzgebote entspricht dem des nach § 36i zu-
erst erteilten Zuschlags.

(4) Die §§ 36a bis 36¢, 36e, 36f und 369 sind fur Zusatzgebote entsprechend
anzuwenden.

§ 36k

Finanzielle Beteiligung der Kommunen

(1) Betreiber von Windenergieanlagen an Land, die einen Zuschlag fir ihre An-
lage erhalten, diirfen den Gemeinden, die von der Errichtung der Windenergieanlage
betroffen sind, Betrage durch einseitige Zuwendung ohne Gegenleistung von insge-
samt bis zu 0,2 Cent pro Kilowattstunde fiir die tatsachliche eingespeiste Stromme n-
ge und flr die fiktive Strommenge nach Anlage 2 Nummer 7.2 anbieten. Entspre-
chende Vereinbarungen bedirfen der Schriftform.

(2) Sofern Betreiber Zahlungen nach Absatz 1 leisten, kdnnen sie die Erstattung
des im Vorjahr geleisteten Betrages, einschliel3lich einer Aufwandspauschale von 5
Prozent des geleisteten Betrages im Rahmen der Endabrechnung vom Netzbetreiber
verlangen.”

In der Uberschrift des Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 werden hinter dem Wort
,o0laranlagen” die Worter ,des ersten Segments” eingefugt.

§ 37 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,Solaranlagen® die Worter ,des ersten
Segments” eingeflgt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 1 wird aufgehoben.
bb) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 1.

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2 und deren Buchstabe ¢ wird wie
folgt gefasst:

,C) die zum Zeitpunkt des Beschlusses lber die Aufstellung oder Anderung
des Bebauungsplanslangs von Autobahnen oder Schienenwegen lag,
wenn die Freiflachenanlage in einer Entfernung bis zu 200 Meter, ge-
messen vom aulReren Rand der Fahrbahn, errichtet werden und inner-
halb dieser Entfernung ein langs zur Fahrbahn gelegener und minde s-
tens 15 Meter breiter Korridor freigehalten werden soll,*.

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Geboten fur Solaranlagen muss in Erganzung zu den Anforderungen
nach § 30 eine Erklarung des Bieters beigefligt werden, dass er Eigentumer der


Udo Leuschner
§ 36k
Finanzielle Beteiligung der Kommunen
(1) Betreiber von Windenergieanlagen an Land, die einen Zuschlag für ihre Anlage
erhalten, dürfen den Gemeinden, die von der Errichtung der Windenergieanlage
betroffen sind, Beträge durch einseitige Zuwendung ohne Gegenleistung von insgesamt
bis zu 0,2 Cent pro Kilowattstunde für die tatsächliche eingespeiste Strommenge
und für die fiktive Strommenge nach Anlage 2 Nummer 7.2 anbieten. Entspr echende
Vereinbarungen bedürfen der Schriftform.
(2) Sofern Betreiber Zahlungen nach Absatz 1 leisten, können sie die Erstattung
des im Vorjahr geleisteten Betrages, einschließlich einer Aufwandspauschale von 5
Prozent des geleisteten Betrages im Rahmen der Endabrechnung vom Netzbetreiber
verlangen.“
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Flache ist, auf der die Solaranlagen errichtet werden sollen, oder dass er das
Gebot mit Zustimmung des Eigentimers dieser Flache abgibt. Geboten fir So-
laranlagen kann zusatzlich die Kopie eines beschlossenen Bebauungsplans im
Sinn des § 30 des Baugesetzbuchs, der in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 2
Buchstabe a bis c und f bis i zumindest auch mit dem Zweck der Errichtung von
Solaranlagen aufgestellt oder geandert worden ist, beigefugt werden; in diesem
Fall ist eine Erklarung des Bieters, dass sich der eingereichte Nachweis nach
Satz 2 auf den in dem Gebot angegebenen Standort der Solaranlagen bezieht,
dem Gebot beizufligen.*

In Absatz 3 wird das Wort ,Freiflachenanlagen® durch das Wort ,Solaranlagen®
und werden die Woérter ,10 Megawatt® durch die Worter ,20 Megawatt” ersetzt.

In der Uberschrift von § 37a werden hinter dem Wort ,Solaranlagen® die Woérter ,des
ersten Segments* eingeflgt.

§ 37b wird wie folgt geandert:

a)

b)

In der Uberschrift werden hinter dem Wort ,Solaranlagen® die Wérter ,des ersten
Segments” eingefugt.

Der Wortlaut wird Absatz 1 und die Angabe ,7,50“ durch die Angabe ,5,90“ er-
setzt.

Folgender Absatz wird angeflugt:

»(2) Ab dem 1. Januar 2022 ergibt sich der Hochstwert fur Solaranlagen aus
dem um 8 Prozent erhéhten Durchschnitt der Gebotswerte des jeweils hochsten
noch bezuschlagten Gebots der letzten drei Gebotstermine, deren Zuschlage bei
der Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach § 29 bereits nach § 35 Ab-
satz 1 bekanntgegeben waren; er betragt jedoch héchstens 5,9 Cent pro Kilo-
wattstunde. Ein sich aus der Berechnung ergebender Wert wird auf zwei Stellen
nach dem Komma gerundet.”

§ 37d wird wie folgt geandert:

a)

In der Uberschrift werden die Worter ,Riickgabe und“ gestrichen und wird das
Wort ,Solaranlagen® durch das Wort ,Solaranlagen des ersten Segments® er-
setzt.

Absatz 1 wird aufgehoben.
In Absatz 2 wird die Absatzbezeichnung ,(2)“ gestrichen und werden in Nummer

2 nach den Wortern ,(materielle Ausschlussfrist) beantragt* die Worter ,,oder der
Antrag abgelehnt® gestrichen.

In der Uberschrift von § 38 werden hinter dem Wort ,Solaranlagen® die Wérter ,des
ersten Segments” eingefiigt.

§ 38a wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird das Wort ,Solaranlagen® durch das Wort ,Solaranlagen

des ersten Segments” ersetzt

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
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aa) In Nummer 2 werden nach den Woértern ,gemeldet worden sind“ die Worter
,oder diese Angaben im Rahmen des Antrags nach § 38 Absatz 1 gemeldet
werden® gestrichen.

bb) Nummer 5 wird wie folgt geéndert:
aaa) In Buchstabe a wird die Angabe ,10“ durch die Angabe ,20“ ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird nach dem Komma am Ende das Wort ,und® ein-
gefugt.

cc) In Nummer 6 wird das Wort ,und“ am Ende durch einen Punkt ersetzt.
dd) Nummer 7 wird aufgehoben.

ee) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,Nummer 1 bis 3“ durch die Worter
-Nummer 1, 4“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Woértern ,Ausgestellte Zahlungsberechti-
gungen” die Worter ,stehen unter der auflésenden Bedingung der Prifung nach
Absatz 3 und der Prifung nach § 13 Absatz 1 Satz 2 der Marktstammdatenregis-
terverordnung. Sie“ eingeflugt.

In der Uberschrift von § 38b werden hinter dem Wort ,Solaranlagen® die Wérter ,des
ersten Segments” eingefugt.

Nach § 38b wird folgender Unterabschnitt 4 eingefugt:

,unterabschnitt 4

Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments

§ 38
Anwendbarkeit des Unterabschnitts 3

Fir die Ausschreibungen flir Solaranlagen des zweiten Segments sind die Best-
immungen des Unterabschnitts 3 mit Ausnahme der §§ 37, 37a und des § 37c anzu-
wenden, sofern in diesem Abschnitt nicht etwas Abweichendes geregelt ist.

§ 3&d
Gebote fiir Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Gebote bei den Ausschreibungen flir Solaranlagen des zweiten Segments
durfen nur fir Anlagen abgegeben werden, die auf, an oder in einem Gebaude oder
einer Larmschutzwand errichtet werden sollen.

(2) In Erganzung zu den Anforderungen nach § 30 darf die Gebotsmenge bei
Geboten bei den Ausschreibungen flr Solaranlagen des zweiten Segments pro Ge-
bot eine zu installierende Leistung von 20 Megawatt nicht tGberschreiten.


Udo Leuschner
§ 38d
Gebote für Solaranlagen des zweiten Segments
(1) Gebote bei den Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten Segments
dürfen nur für Anlagen abgegeben werden, die auf, an oder in einem Gebäude oder
einer Lärmschutzwand errichtet werden sollen.
(2) In Ergänzung zu den Anforderungen nach § 30 darf die Gebotsmenge bei
Geboten bei den Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten Segments pro Gebot
eine zu installierende Leistung von 20 Megawatt nicht überschreiten.

Udo Leuschner
„Unterabschnitt 4
Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten Segments
§ 38c
Anwendbarkeit des Unterabschnitts 3
Für die Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten Segments sind die Bestimmungen
des Unterabschnitts 3 mit Ausnahme der §§ 37, 37a und des § 37c anzuwenden,
sofern in diesem Abschnitt nicht etwas Abweichendes geregelt ist.
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§ 38

Sicherheiten fir Solaranlagen des zweiten Segments

Die Hohe der Sicherheit nach § 31 bei Geboten bei den Ausschreibungen fiir So-
laranlagen des zweiten Segments bestimmt sich aus der Gebotsmenge multipliziert
mit 70 Euro pro Kilowatt zu installierender Leistung.

§ 38
Hochstwert flr Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Der Hochstwert bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten
Segments betragt 9,0 Cent pro Kilowattstunde.

(2) Der Hochstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 1 Prozent pro Ka-
lenderjahr gegeniiber dem im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden
Hochstwert und wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Fir die Berech-
nung der Hohe des Hochstwerts aufgrund einer erneuten Anpassung nach Satz 1 ist
der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.

§ 389
Erléschen von Zuschlagen fir Solaranlagen des zweiten Segments
Der Zuschlag erlischt bei Geboten bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen
des zweiten Segments, soweit die Zahlungsberechtigung nach § 38h nicht spatestens

zwoOlf Monate nach der 6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags beantragt worden ist
(materielle Ausschlussfrist).

§ 38h
Zahlungsberechtigung fir Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Die Bundesnetzagentur stellt auf Antrag eines Bieters, dem mindestens ein
Zuschlag erteilt worden ist, eine Zahlungsberechtigung flir Solaranlagen aus, die
ausschlieBlich auf, an oder in einem Gebaude oder einer Larmschutzwand ange-
bracht sind.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 muss die folgenden Angaben enthalten:

1. die Nummer, unter der die Solaranlagen an das Register gemeldet worden sind,
oder eine Kopie der Meldung an das Register,

2. den Umfang der Gebotsmenge pro bezuschlagtem Gebot, der den Solaranlagen
zugeteilt werden soll, einschlieBlich der jeweils fir die Gebote registrierten Zu-
schlagsnummer und

3. die Angabe des Bieters, dass er der Betreiber der Solaranlagen ist.
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§ 38e
Sicherheiten für Solaranlagen des zweiten Segments
Die Höhe der Sicherheit nach § 31 bei Geboten bei den Ausschreibungen für Solaranlagen
des zweiten Segments bestimmt sich aus der Gebotsmenge multipliziert
mit 70 Euro pro Kilowatt zu installierender Leistung.
§ 38f
Höchstwert für Solaranlagen des zweiten Segments
(1) Der Höchstwert bei den Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten
Segments beträgt 9,0 Cent pro Kilowattstunde.
(2) Der Höchstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 1 Prozent pro Kalenderjahr
gegenüber dem im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden
Höchstwert und wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Für die Berechnung
der Höhe des Höchstwerts aufgrund einer erneuten Anpassung nach Satz 1 ist
der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.
§ 38g
Erlöschen von Zuschlägen für Solaranlagen des zweiten Segments
Der Zuschlag erlischt bei Geboten bei den Ausschreibungen für Solaranlagen
des zweiten Segments, soweit die Zahlungsberechtigung nach § 38h nicht spätestens
zwölf Monate nach der öffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags beantragt worden ist
(materielle Ausschlussfrist).
§ 38h
Zahlungsberechtigung für Solaranlagen des zweiten Segments
(1) Die Bundesnetzagentur stellt auf Antrag eines Bieters, dem mindestens ein
Zuschlag erteilt worden ist, eine Zahlungsberechtigung für Solaranlagen aus, die
ausschließlich auf, an oder in einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand angebracht
sind.
(2) Der Antrag nach Absatz 1 muss die folgenden Angaben enthalten:
1. die Nummer, unter der die Solaranlagen an das Register gemeldet worden sind,
oder eine Kopie der Meldung an das Register,
2. den Umfang der Gebotsmenge pro bezuschlagtem Gebot, der den Solaranlagen
zugeteilt werden soll, einschließlich der jeweils für die Gebote registrierten Zuschlagsnummer
und
3. die Angabe des Bieters, dass er der Betreiber der Solaranlagen ist.


53.

54.

-34-
§ 38
Ausstellung von Zahlungsberechtigungen flir Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Die Zahlungsberechtigung fiir Solaranlagen, die ausschliel3lich auf, an oder
in einem Gebaude oder einer Larmschutzwand angebracht sind, darf nur ausgestellt
werden,

1. wenn die Solaranlagen vor der Antragstellung, aber nach der Erteilung de s Zu-
schlags in Betrieb genommen worden sind und der Bieter zum Zeitpunkt der An-
tragstellung der Anlagenbetreiber ist,

2. wenn flir die Solaranlage alle erforderichen Angaben an das Register gemeldet
worden sind,

3. soweit flir den Bieter eine entsprechende Gebotsmenge bezuschlagter Gebote
fir Solaranlagen des zweiten Segments besteht, die nicht bereits einer anderen
Zahlungsberechtigung zugeordnet worden ist, und

4. soweit die fir die Solaranlagen zuzuteilende Gebotsmenge die installierte Leis-
tung der Solaranlagen nicht Gberschreitet.

(2) Die Bundesnetzagentur teilt dem Netzbetreiber, in dessen Netz der in den
Solaranlagen erzeugte Strom eingespeist werden soll, die Ausstellung der Zahlungs-
berechtigung einschliellich der Nummer, unter der die Anlage in dem Register einge-
tragen ist, unverziglich nach der Ausstellung der Zahlungsberechtigung mit. Der An-
spruch nach § 19 Absatz 1 besteht rickwirkend bis zum Tag der Inbetriebnahme,
wenn die Zahlungsberechtigung aufgrund eines Antrags ausgestellt wird, der spate s-
tens drei Wochen nach der Inbetriebnahme der Anlage gestellt worden ist.

(3) Der Netzbetreiber muss prifen, ob die Anforderungen nach Absatz 1 Num-
mer 1 und 4 erflllt sind. Er kann hierfir die Vorlage entsprechender Nachweise ver-
langen. Soweit die Bundesnetzagentur eine Festlegung nach § 85 getroffen hat,
muss der Netzbetreiber entsprechende Nachweise verlangen und diese der Bunde s-
netzagentur auf Anforderung vorlegen. Der Netzbetreiber muss der Bundesnetzage n-
tur das Ergebnis der Priifung und die installierte Leistung der Solaranlagen innerhalb
eines Monats nach der Mitteilung nach Absatz 2 mitteilen.

(4) Ausgestellte Zahlungsberechtigungen stehen unter der auflosenden Bedin-
gung der Prifung nach Absatz 3 und der Prifung nach § 13 Absatz 1 Satz 2 der

Marktstammdatenregisterverordnung. Sie sind den Solaranlagen verbindlich und
dauerhaft zugeordnet. Sie durfen nicht auf andere Anlagen Ubertragen werden.*

Der bisherige Unterabschnitt 4 wird Unterabschnitt 5.
§ 39 Absatz 3 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 1 wird das Wort ,und“ am Ende gestrichen.
b) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
c) Folgende Nummern 3 bis 5 werden angefugt:
»3. eine Eigenerklarung, dass fur die Anlage keine kosteneffiziente Mdglichkeit

zur Nutzung als hocheffiziente KWK-Anlage besteht, wenn es sich nicht um
eine KWK-Anlage handelt,
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§ 38i
Ausstellung von Zahlungsberechtigungen für Solaranlagen des zweiten Segments
(1) Die Zahlungsberechtigung für Solaranlagen, die ausschließlich auf, an oder
in einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand angebracht sind, darf nur ausgestellt
werden,
1. wenn die Solaranlagen vor der Antragstellung, aber nach der Erteilung des Zuschlags
in Betrieb genommen worden sind und der Bieter zum Zeitpunkt der Antragstellung
der Anlagenbetreiber ist,
2. wenn für die Solaranlage alle erforderlichen Angaben an das Register gemeldet
worden sind,
3. soweit für den Bieter eine entsprechende Gebotsmenge bezuschlagter Gebote
für Solaranlagen des zweiten Segments besteht, die nicht bereits einer anderen
Zahlungsberechtigung zugeordnet worden ist, und
4. soweit die für die Solaranlagen zuzuteilende Gebotsmenge die installierte Lei stung
der Solaranlagen nicht überschreitet.
(2) Die Bundesnetzagentur teilt dem Netzbetreiber, in dessen Netz der in den
Solaranlagen erzeugte Strom eingespeist werden soll, die Ausstellung der Zahlungsberechtigung
einschließlich der Nummer, unter der die Anlage in dem Register eingetragen
ist, unverzüglich nach der Ausstellung der Zahlungsberechtigung mit. Der Anspruch
nach § 19 Absatz 1 besteht rückwirkend bis zum Tag der Inbetriebnahme,
wenn die Zahlungsberechtigung aufgrund eines Antrags ausgestellt wird, der spätestens
drei Wochen nach der Inbetriebnahme der Anlage gestellt worden ist.
(3) Der Netzbetreiber muss prüfen, ob die Anforderungen nach Absatz 1 Nummer
1 und 4 erfüllt sind. Er kann hierfür die Vorlage entsprechender Nachweise verlangen.
Soweit die Bundesnetzagentur eine Festlegung nach § 85 getroffen hat,
muss der Netzbetreiber entsprechende Nachweise verlangen und diese der Bundesnetzagentur
auf Anforderung vorlegen. Der Netzbetreiber muss der Bundesnetzagentur
das Ergebnis der Prüfung und die installierte Leistung der Solaranlagen innerhalb
eines Monats nach der Mitteilung nach Absatz 2 mitteilen.
(4) Ausgestellte Zahlungsberechtigungen stehen unter der auflösenden Bedingung
der Prüfung nach Absatz 3 und der Prüfung nach § 13 Absatz 1 Satz 2 der
Marktstammdatenregisterverordnung. Sie sind den Solaranlagen verbindlich und
dauerhaft zugeordnet. Sie dürfen nicht auf andere Anlagen übertragen werden.“
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4. bei Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswarmeleistung von tber 50 Mega-
watt eine Eigenerklarung, dass es sich um eine hocheffiziente KWK-Anlage
handelt oder die Anlage einen elektrischen Nettowirkungsgrad von mindes-
tens 36 Prozent hat oder eine Gesamtfeuerungswarmeleistung von héchs-
tens 100 Megawatt hat und die im Durchfihrungsbeschluss (EU) 2017/1442
der Kommission vom 31. Juli 2017 Uber Schlussfolgerungen zu den besten
verfugbaren Techniken (BVT) gemal der Richtlinie 2010/75/EU des Euro-
paischen Parlaments und des Rates fur Grofl3feuerungsanlagen (Abl. L 212
vom 17.8.2017, S. 1) definierten verbundenen Energieeffizienzwerte er-
reicht, und

5. beiBiogasanlagen, die auch KWK-Anlagen sind, eine Eigenerklarung, dass
es sich um eine hocheffiziente KWK-Anlage handelt.”

§ 39b wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe ,14,88“ durch die Angabe ,16,40“ ersetzt.
b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,2018“ durch die Angabe ,2022° ersetzt.

Nach § 39c wird folgender § 39d eingeflgt:

.3 39d
Zuschlagsverfahren fiir Biomasseanlagen

Abweichend von § 32 Absatz 1 flhrt die Bundesnetzagentur folgendes Zu-
schlagsverfahren flir Biomasseanlagen durch. Sie 6ffnet die fristgerecht eingegange-
nen Gebote nach dem Gebotstermin. Sie prift die Zulassigkeit der Gebote nach den
§§ 33 und 34. Sie separiert die zugelassenen Gebote, die flir Projekte in der Stdregi-
on abgegeben wurden, und sortiert diese Gebote entsprechend § 32 Absatz1 Satz 3.
Sodann erteilt die Bundesnetzagentur allen nach Satz 4 separierten Geboten einen
Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von 50 Prozent des an
diesem Gebotstermin zu vergebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zu-
schlag erreicht oder erstmalig Gberschritten ist. Sodann sortiert die Bundesnetzagen-
tur sdmtliche zugelassenen Gebote, die nicht bereits nach Satz 5 einen Zuschlag er-
halten haben, entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3 und erteilt allen Geboten einen Zu-
schlag im Umfang ihres Gebots, bis eine weitere Menge in Hohe von 50 Prozent des
Ausschreibungsvolumens erstmals durch den Zuschlag zu einem Gebot erreicht oder
Uberschritten ist (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze wird
kein Zuschlag erteilt.”

Der bisherige § 39d wird § 39e und wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe ,24“ durch die Angabe ,36“ ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 Nummer 2 werden die Wérter ,nach Nummer 1“ gestrichen.
bb) In Satz 2 werden nach den Woértern ,ausgesprochen werden“ die Worter
., Wobei der Verlangerungszeitraum 48 Monate nicht Gberschreiten darf‘ ein-

geflugt.
Der bisherige § 39e wird § 39f.
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„§ 39d
Zuschlagsverfahren für Biomasseanlagen
Abweichend von § 32 Absatz 1 führt die Bundesnetzagentur folgendes Zuschlagsverfahren
für Biomasseanlagen durch. Sie öffnet die fristgerecht eingegangenen
Gebote nach dem Gebotstermin. Sie prüft die Zulässigkeit der Gebote nach den
§§ 33 und 34. Sie separiert die zugelassenen Gebote, die für Projekte in der Südregion
abgegeben wurden, und sortiert diese Gebote entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3.
Sodann erteilt die Bundesnetzagentur allen nach Satz 4 separierten Geboten einen
Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von 50 Prozent des an
diesem Gebotstermin zu vergebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag
erreicht oder erstmalig überschritten ist. Sodann sortiert die Bundesnetzagentur
sämtliche zugelassenen Gebote, die nicht bereits nach Satz 5 einen Zuschlag erhalten
haben, entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3 und erteilt allen Geboten einen Zuschlag
im Umfang ihres Gebots, bis eine weitere Menge in Höhe von 50 Prozent des
Ausschreibungsvolumens erstmals durch den Zuschlag zu einem Gebot erreicht oder
überschritten ist (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze wird
kein Zuschlag erteilt.“
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59. Der bisherige § 39f wird § 39g und wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

f)

In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,Biomasse® die Worter ,im Sinn der
Biomasseverordnung in der fur die Inbetriebnahme maRRgeblichen Fassung“ ein-
geflugt.

Absatz 2 wird wie folgt geadndert:

aa) In Satz 2 wird das Wort ,dreizehnten” durch das Wort ,dritten“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefugt:

,Der Netzbetreiber muss der Bundesnetzagentur den Tag nach Satz 1 mittei-
len, sobald dieser ihm bekannt ist.*

In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,2016“ durch die Angabe ,2020“ ersetzt.

Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 werden die Woérter ,§ 39h Absatz 2 Satz 2 Nummer 1“ durch
die Worter ,§ 39j Absatz 2 Satz 2 Nummer 1“ ersetz.

bb) In Nummer 2 werden die Woérter ,§ 39h Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 durch
die Worter ,§ 39j Absatz 2 Satz 2 Nummer 2“ ersetzt.

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,39e“ durch die Angabe ,39f*
ersetzt.

bb) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefligt:
,1a. die Anlage im Register gemeldet worden sein muss,“.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe ,16,9“ durch die Angabe ,18,4“, wird die An-
gabe ,2018“ durch die Angabe ,2022" ersetzt und wird das Wort ,und“ am
Ende gestrichen.

dd) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefugt:

,3a. der Zuschlag sich auf die im Gebot angegebene bestehende Biomasse-
anlage bezieht und®.

ee) In Nummer 4 wird die Angabe ,§ 39d Absatz 1“ durch die Angabe ,§ 39e Ab-
satz 1“ ersetzt und der folgende Satz wird angefugt:

.Der Netzbetreiber muss der Bundesnetzagentur den Zeitpunkt der Vorlage
der Bescheinigung mitteilen, sobald dieser ihm bekannt ist.”

In Absatz 6 Satz 2 werden nach den Woértern ,geleisteten Zahlungen® die Worter
., die aufgrund des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung geleistet wurden,“ eingeflgt.

60. Der bisherige § 39g wird § 39h und wird wie folgt geandert:

a)

In Absatz 1 wird jeweils die Angabe ,§ 39f“ durch die Angabe ,§ 39g“ und wird
die Angabe ,24" durch die Angabe , 36" ersetzt.
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Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,§ 39d“ durch die Angabe ,§ 39¢e" ersetz.

bb) In Nummer 2 wird jeweils die Angabe ,§ 39f“ durch die Angabe ,§ 39g“ er-
setzt.

In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,§ 39f“ durch die Angabe ,§ 399" ersetzt.

Der bisherige § 39h wird § 39i und wird wie folgt geandert:

a)

d)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Ein durch einen Zuschlag erworbener Anspruch nach § 19 Absatz 1 fur Strom
aus Biogas besteht nur, wenn der zur Erzeugung des Biogases eingesetzte An-
teil von Getreidekorn oder Mais in jedem Kalenderjahr insgesamt héchstens
40 Masseprozent betragt.”

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,Monatsmarktwert* durch das Wort ,Marktwert® er-
setzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) In Nummer 1 wird die Angabe ,50“ durch die Angabe ,55“ ersetzt.
bbb) In Nummer 2 wird die Angabe ,20“ durch die Angabe ,35“ ersetzt.
Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Soweit in Biomasseanlagen Biogas eingesetzt wird, das in dem jeweili-
gen Kalenderjahr durch anaerobe Vergarung von Biomasse im Sinn der Bio-
masseverordnung mit einem Anteil von getrennt erfassten Bioabfallen im Sinn
der Abfallschlissel Nummer 20 02 01,20 03 01 und 20 03 02 der Nummer 1 des
Anhangs 1 der Bioabfallverordnung gewonnen worden ist, ist der anzulegende
Wert flr den aus diesen Bioabféllen erzeugten Strom unabhangig von ihrem Zu-
schlagswert der Hohe nach begrenzt

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt auf 14,30 Cent
pro Kilowattstunde und

2. bis einschlielllich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt auf 12,54
Cent pro Kilowattstunde.

Die anzulegenden Werte nach Satz 1 verringern sich beginnend mit dem 1. April
2022 jeweils zum 1. April und 1. Oktober eines Jahres flir die nach diesem Zeit-
punkt in Betrieb genommenen Anlagen um 0,5 Prozent gegenuber den in dem
jeweils vorangegangenen Kalendermonat geltenden anzulegenden Werten und
werden auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Fur die Berechnung der
Hohe der anzulegenden Werte aufgrund einer erneuten Anpassung nach Satz 2
sind die ungerundeten Werte zugrunde zu legen.”

In Absatz 4 wird nach den Wortern ,nach den Absatzen 1 und 3“ die Angabe
~2Absatz 1 gestrichen.

62. Nach dem neuen § 39i wird folgender Unterabschnitt 6 eingefugt:
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,uUnterabschnitt 6

Ausschreibungen fir Biomethananlagen in der Stdregion

§ 39
Anwendbarkeit des Unterabschnitts 5

Fur die Ausschreibungen fir Biomethananlagen in der Sudregion sind die Be-
stimmungen des Unterabschnitts 5 mit Ausnahme der §§ 39d und 39g sowie des
§ 39i Absatz 2 bis 4 anzuwenden, sofern in diesem Unterabschnitt nicht etwas Ab-
weichendes geregelt ist.

§ 3%
Gebote flr Biomethananlagen in der Stdregion

In Erganzung zu den Anforderungen nach § 39 Absatz 1 missen die Biomethan-
anlagen, fur die Gebote abgegeben werden, in der Studregion errichtet werden.

§ 39
Hochstwert fur Biomethananlagen in der Sudregion

(1) Der Hochstwert fur Biomethananlagen in der Sidregion betragt 19,0 Cent
pro Kilowattstunde.

(2) Der Hochstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 1 Prozent pro Ka-
lenderjahr gegeniber dem im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden
Héchstwert und wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Fir die Berech-
nung der Hohe des Hochstwerts aufgrund einer erneuten Anpassung nach Satz 1 ist
der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.

§ 39m
Besondere Zahlungsbestimmungen fir Biomethananlagen in der Sidregion

(1) In den Biomethananlagen in der Sudregion darf ausschlief3lich Biomethan
zur Erzeugung des Stroms eingesetzt werden.

(2) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 fur Strom aus Biogas besteht fur Strom,
der in Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt erzeugt wird,
nur fir den Anteil der in einem Kalenderjahr erzeugten Strommenge, der einer Be-
messungsleistung der Anlage von 15 Prozent des Wertes der installierten Leistung
entspricht. FUr den daruberhinausgehenden Anteil derin dem Kalenderjahr erzeugten
Strommenge verringert sich der anzulegende Wert auf null.

(3) §44b Absatze 5 und 6 sowie § 44c Absatz 1 bis 4 und 6 bis 9 sind entspre-
chend fur das Biomethan anzuwenden, das in den Biomethananlagenin der Sudregi-
on eingesetzt wird.”
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63. Die Uberschrift des bisherigen Unterabschnitts 5 wird wie folgt gefasst:

,unterabschnitt 7

Innovationsauschreibungen®.

64. Der bisherige § 39i wird aufgehoben.
65. Der bisherige § 39j wird § 39n.
66. § 40 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,12,40“ durch die Angabe , 12,15 ersetz.
bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,8,17“ durch die Angabe ,8,01“ ersetzt.
cc) In Nummer 3 wird die Angabe ,6,25" durch die Angabe ,6,13 ersetzt.
dd) In Nummer 4 wird die Angabe ,5,48“ durch die Angabe ,5,37“ ersetzt.
ee) In Nummer 5 wird die Angabe ,5,29“ durch die Angabe ,5,18“ ersetzt.
ff) In Nummer 6 wird die Angabe ,4,24“ durch die Angabe ,4,16“ ersetzt.
gg) In Nummer 7 wird die Angabe ,3,47“ durch die Angabe ,3,40“ ersetzt.
b) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,2018“ durch die Angabe ,2022“ ersetzt.
67. § 41 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,8,17“ durch die Angabe ,7,69“ ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,5,66“ durch die Angabe ,5,33" ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,6,49“ durch die Angabe ,6,11“ ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,5,66“ durch die Angabe ,5,33" ersetzt.
c) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,6,54“ durch die Angabe ,6,16“ ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,4,17“ durch die Angabe ,3,93“ ersetzt.
cc) In Nummer 3 wird die Angabe ,3,69“ durch die Angabe ,3,47“ ersetzt.
d) In Absatz4 Satz 1 wird die Angabe ,2018“ durch die Angabe ,2022“ ersetzt.

68. § 42 wird wie folgt gefasst:
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,§ 42

Biomasse

Fur Strom aus Biomasse im Sinn der Biomasseverordnung, fur den der anzule-
gende Wert gesetzlich bestimmt wird, betragt dieser bis einschliellich einer Be-
messungsleistung von 150 Kilowatt 12,80 Cent pro Kilowattstunde.”

§ 43 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe ,14,88“ durch die Angabe , 14,30 ersetz.

b) In Nummer 2 wird die Angabe ,13,05“ durch die Angabe ,12,54" ersetzt.

In § 44 Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Worter ,bis einschlieRlich
einer Bemessungsleistung von 75 Kilowatt“ gestrichen, und in der Nummer 1 wird die
Angabe ,23,14" durch die Angabe ,22,23" ersetzt.

In § 44a Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die anzulegenden Werte nach den §§ 42 bis 44 verringern sich erstmals zum 1. Juli
2022 und sodann jahrlich zum 1. Juli eines Kalenderjahres fiir die nach diesem Zeit-
punkt in Betrieb genommenen Anlagen um 0,5 Prozent gegenlber den in dem jeweils
vorangegangenen Zeitraum geltenden anzulegenden Werten und werden auf zwei
Stellen nach dem Komma gerundet.”

§ 44b wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,50“ durch die Angabe , 45" ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Monatsmarktwert® durch das Wort ,Marktwert* er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,aus Kraft-Warme-Kopplung“ durch die Worter
»,in einer hocheffizienten KWK-Anlage“ ersetzt.

bb) Die Satze 2 und 3 werden aufgehoben.

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

d) Die bisherigen Absatze 4 bis 6 werden die Absatze 3 bis 5.

§ 44c wird wie folgt geandert:

a) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absatze 3 bis 7 eingefugt:

»(3) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 fur Strom aus Biomasse besteht flr

Biomasseanlagen, die nicht gleichzeitig KWK-Anlagen sind, nur, wenn der Anla-
genbetreiber vor der Inbetriebnahme dem Netzbetreiber nachweist, dass flir die

Anlage keine kosteneffiziente Mdglichkeit zur Nutzung als hocheffiziente KWK-
Anlage besteht.
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(4) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 fur Strom aus Biomasse besteht bei
Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswarmeleistung von mehr als 50 Megawatt
nur, wenn die Anlage

1. eine hocheffiziente KWK-Anlage ist,

2. einen elektrischen Nettowirkungsgrad von mindestens 36 Prozent erreicht
oder

3. eine Gesamtfeuerungswarmeleistung von héchstens 100 Megawatt hat und
die im Durchfihrungsbeschluss (EU) 2017/1442 der Kommission vom 31.
Juli 2017 Uber Schlussfolgerungen zu den besten verfigbaren Techniken
(BVT) gemal der Richtlinie 2010/75/EU des Europaischen Parlaments und
des Rates fur GroRfeuerungsanlagen (Abl. L 212 vom 17.8.2017, S. 1) defi-
nierten verbundenen Energieeffizienzwerte erreicht.

(5) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 fir Strom aus Biogas, der in einer
KWK-Anlage erzeugt wird, besteht nur, wenn es sich um eine hocheffiziente
KWK-Anlage handelt.

(6) Fir den Anspruch nach § 19 Absatz 1 fur Strom aus Biomasse ist ab
dem ersten Kalenderjahr, das auf seine erstmalige Inanspruchnahme folgt, jahr-
lich bis zum 28. Februar eines Jahres jeweils flr das vorangegangene Kalender-
jahr die Erfullung der Voraussetzung nach § 44b Absatz 2, nach § 44c Absatz 6
oder Absatz 7 durch ein nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik er-
stelltes Gutachten eines Umweltgutachters mit einer Zulassung fur den Bereich
Elektrizitdtserzeugung aus erneuerbaren Energien oder fur den Bereich Warme-
versorgung nachzuweisen. Bei der erstmaligen Geltendmachung des Anspruchs
ist ferner die Eignung der Anlage zur Erflllung der Voraussetzungen nach Satz 1
durch ein Gutachten eines Umweltgutachters mit einer Zulassung fir den Bereich
Elektrizitatserzeugung aus erneuerbaren Energien oder fir den Bereich Warme-
versorgung nachzuweisen.

(7) Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik nach Ab-
satz 8 Satz 1 wird vermutet, wenn das Sachverstandigengutachten

1. die Anforderungen des Arbeitsblattes FW 308 ,Zertifiziierung von KWK-
Anlagen — Ermittlung des KWK-Stromes* des Energieeffizienzverbandes fur
Warme, Kalte und KWK e. V. AGFW (Bundesanzeiger vom 19. Oktober
2015, nichtamtlicher Teil, Institutionelle Veroffentlichungen) erfillt und

2. die Anhange | und Il der Richtlinie 2021/27/EU sowie die dazu erlassenen
Leitlinien in der jeweils geltenden Fassung beachtet.

Anstelle des Gutachtens nach Absatz 6 kdnnen fur serienmallig hergestellte
KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 2 Megawatt geeignete
Unterlagen des Herstellers vorgelegt werden, aus denen die thermische und
elektrische Leistung sowie die Stromkennzahl hervorgehen.*

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 8 und die Woérter ,Absatz 2 oder § 44b Ab-
satz 2 Satz 2 oder 3“ durch die Worter ,den Abséatzen 2 und 6“ ersetzt.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 9.

74. In § 45 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,1. Januar 2021“ durch die Angabe ,1. Janu-
ar 2022 und die Angabe ,5 Prozent® durch die Angabe ,2 Prozent” ersetzt.
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§ 46 wird wie folgt gefasst:

,§ 46
Windenergie an Land

(1) Fur Stromaus Windenergieanlagen an Land, deren anzulegender Wert ge-
setzlich bestimmt wird, berechnet der Netzbetreiber den anzulegenden Wert nach
§ 36h Absatz 1; dabei ist der Zuschlagswert durch den Durchschnitt aus den Ge-
botswerten des jeweils h6chsten noch bezuschlagten Gebots der Gebotstermine fur
Windenergieanlagen an Land im Vorvorjahr zu ersetzen. § 36h Absatz 2 bis 4 ist ent-
sprechend anzuwenden.

(2) Die Bundesnetzagentur verdffentlicht den Durchschnitt aus den Gebotswer-
ten fir das jeweils hdchste noch bezuschlagte Gebot aller Ausschreibungsrunden ei-
nes Kalenderjahres jeweils bis zum 31. Januar des darauf folgenden Kalenderjahres.

(3) Fur Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschlie3lich 50 Kilowatt wird
fur die Berechnung des anzulegenden Werts angenommen, dass ihr Ertrag 60 Pro-
zent des Referenzertrags betragt.

(4) Bei Pilotwindenergieanlagen an Land ist § 36k entsprechend anzuwenden;
abweichend von § 36k Absatz 1 Satz 1 ist statt des Zuschlags die Inbetriebnahme der
Pilotwindenergieanlage mafgeblich.”

Die §§ 46a, 46b und § 47 werden aufgehoben.
§ 48 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,8,91“ durch die Angabe ,[einset-
zen: anzulegender Wert flr entsprechende Solaranlagen, wie er sich nach
dem Erneuerbare-Energien-Gesetzin der am 31. Dezember 2020 geltenden
Fassung fur den 1. Januar 2021 berechnet hatte, in Cent pro Kilowattstun-
de]” ersetzt.

bb) Nummer 3 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe aa wird wie folgt gefasst:

»aa) auf Flachen befindet, die langs von Autobahnen oder Schienenwegen
liegen, und die Anlage in einer Entfernung bis zu 200 Metern, gemes-
sen vom aulReren Rand der Fahrbahn, errichtet worden und innerhalb
dieser Entfernung ein langs zur Fahrbahn gelegener und mindestens
15 Meter breiter Korridor freigehalten worden ist,”.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,12,70“ durch die Angabe ,[einsetzen: anzule-
gender Wert flr entsprechende Solaranlagen, wie er sich nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung
fur den 1. Januar 2021 berechnet hatte, in Cent pro Kilowattstunde]“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,12,36“ durch die Angabe ,[einsetzen: anzule-
gender Wert fiir entsprechende Solaranlagen, wie er sich nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung
fur den 1. Januar 2021 berechnet hatte, in Cent pro Kilowattstunde]“ ersetzt.
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cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 500 Kilowatt [einset-
zen: anzulegender Wert flr entsprechende Solaranlagen, wie er sich
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetzin der am 31. Dezember 2020
geltenden Fassung fir den 1. Januar 2021 berechnet hatte, in Cent pro
Kilowattstunde].”

78. Nach § 48 wird folgender § 48a eingefugt:

»3 48a
Mieterstromzuschlag bei solarer Strahlungsenergie

Der anzulegende Wert flr den Mieterstromzuschlag nach § 21 Absatz 3 betragt

fur Solaranlagen

1.

bis einschliel3lich einer installierten Leistung von 10 Kilowatt 3,79 Cent pro Kilo-
wattstunde,

bis einschlieflich einer installierten Leistung von 40 Kilowatt 3,52 Cent pro Kilo-
wattstunde und

bis einschlieflich einer installierten Leistung von 500 Kilowatt 2,37 Cent pro Kilo-
wattstunde.”

79. § 49 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,Nummer 1 und 2 verringern sich ab dem 1.
Februar 2017 und der anzulegende Wert nach § 48 Absatz 2 Nummer 3
Buchstabe c verringert sich ab dem 1. Mai 2019* durch die Wérter ,verrin-

gern sich ab dem 1. Februar 2021“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefugt:
,Die anzulegenden Werte nach § 48a verringern sich ab dem 1. Februar
2021 entsprechend denin Satz 1 genannten Zeitpunkten und dem in Satz 1
genannten Umfang.”

cc) In dem neuen Satz 3 werden die Worter ,nach Satz 1 durch die Worter
,hach den Satzen 1 und 2“ ersetzt.

dd) In dem neuen Satz4 wird das Wort ,sechsmonatigen® durch das Wort ,drei-
monatigen® ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 nach den Woértern ,Absatz 1
Satz 2“ die Angabe ,und 3“ eingefiugt und es wird die Angabe ,1 900 durch
die Angabe ,2 300“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefligt:
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,von dem Wert von 2 300 Megawatt nach Satz 1 werden ab dem Kalender-
jahr 2023 jeweils zum 1. Januar die den Wert von 250 Megawatt Gberschrei-
tenden jahrlichen Volumina aus den Ausschreibungen flr Solaranlagen des
zweiten Segments nach § 28a Absatz 2 Satz 2 abgezogen.”

c) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 nach den Wértern ,nach Absatz
1 Satz 2“ die Angabe ,und Satz 3“ eingefligt.

bb) Folgender Satz wird angeflugt:
,von dem Wert von 1 900 Megawatt nach Satz 1 werden ab dem Kalender-
jahr 2023 jeweils zum 1. Januar die den Wert von 250 Megawatt Uberschrei-

tenden jahrlichen Volumina aus den Ausschreibungen flir Solaranlagen des
zweiten Segments nach § 28a Absatz 2 Satz 2 abgezogen.*

d) In Absatz 4 wird das Wort ,achten® durch das Wort ,finften“ ersetz.
§ 50a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 die Angabe ,40“ durch die Angabe
,00" ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,oder § 43“ durch die Worter ,,, 43 oder 44“ er-
setzt.

§ 51 wird wie folgt gefasst:

., § 51

Verringerung des Zahlungsanspruchs bei negativen Preisen

(1) Wenn der Spotmarktpreis flr die Dauer von mindestens einer Stunde negativ
ist, verringert sich der anzulegende Wert fir den gesamten Zeitraum, in dem der
Spotmarktpreis ohne Unterbrechung negativ ist, auf null.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Anlagen, deren anzulegender Wert ge-
setzlich bestimmt wird.

(3) Wenn der Strom in einem Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen nach
Absatz 1 mindestens einmal erfiillt sind, in der Ausfallverglitung veraufert wird, muss
der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber bei der Datenlibermittiung nach § 71 Num-
mer 1 die Strommenge mitteilen, die er in dem Zeitraum eingespeist hat, in dem der
Spotmarktpreis ohne Unterbrechung negativ gewesen ist; anderenfalls verringert sich
der Anspruch in diesem Kalendermonat um 5 Prozent pro Kalendertag, in dem dieser
Zeitraum ganz oder teilweise liegt.”

§ 52 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingeflugt:
»2a. solange Anlagenbetreiber gegen § 10b verstolRen,”.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:


Udo Leuschner
§ 51 wird wie folgt gefasst:
§ 51 „
Verringerung des Zahlungsanspruchs bei negativen Preisen
(1) Wenn der Spotmarktpreis für die Dauer von mindestens einer Stunde negativ
ist, verringert sich der anzulegende Wert für den gesamten Zeitraum, in dem der
Spotmarktpreis ohne Unterbrechung negativ ist, auf null.
(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Anlagen, deren anzulegender Wert gesetzlich
bestimmt wird.
(3) Wenn der Strom in einem Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen nach
Absatz 1 mindestens einmal erfüllt sind, in der Ausfallvergütung veräußert wird, muss
der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber bei der Datenübermittlung nach § 71 Nummer
1 die Strommenge mitteilen, die er in dem Zeitraum eingespeist hat, in dem der
Spotmarktpreis ohne Unterbrechung negativ gewesen ist; anderenfalls verringert sich
der Anspruch in diesem Kalendermonat um 5 Prozent pro Kalendertag, in dem dieser
Zeitraum ganz oder teilweise liegt.“

Udo Leuschner
Siehe gelb markierte Passagen auf dieser Seite

Udo Leuschner
Siehe gelb markierte Passagen auf dieser Seite
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aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In dem Satzteil vor der Nummerierung wird das Wort ,Monatsmarkt-
wert“ durch das Wort ,Marktwert” ersetzt.

bbb) In Nummer 1 werden die Worter ,§ 9 Absatz 1, 2, 5 oder 6 durch die
Worter ,§ 9 Absatz 1, 1a, 1b, 2, 2a, 5 oder 6 ersetz.

bb) Folgender Satz wird angefugt:

,Im Fall des § 48a ist Satz 1 entsprechend mit der Maligabe anzuwenden,
dass sich der anzulegende Wert auf null verringert.*

§ 53 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Wérter ,und des Mieterstromzuschlags® gestrichen.
b) In Satz 1 werden die Woérter ,und auf den Mieterstromzuschlag“ gestrichen.

c) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

,FUr ausgeforderte Anlagen, die einen Anspruch auf Einspeisevergltung nach §
19 Absatz 1 Nummer 2 haben und die mit den in § 9 Absatz 1, Absatz 1a Satz 1
oder Absatz 1b vorgeschriebenen technischen Einrichtungen ausgestattet sind,
reduziert sich der Abzug vom anzulegenden Wert nach Satz1 um 0,2 Cent pro
Kilowattstunde.®

d) In dem neuen Satz3 werden nach den Wortern ,Satz 1“ die Woérter ,und Satz 2“
eingefugt.

§ 53a wird aufgehoben.
§ 54 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden hinter dem Wort ,Solaranlagen® die Wérter ,des ersten
Segments” eingefugt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,Ausschreibungen® durch die Worter ,Aus-
schreibungen fur Solaranlagen des ersten Segments® ersetzt.

Nach § 54 wird folgender § 54a eingefugt:

»3 bda

Verringerung des Zahlungsanspruchs bei Ausschreibungen fiir Solaranlagen des
zweiten Segments

(1) Derdurch Ausschreibungen fur Solaranlagen des zweiten Segments ermit-
telte anzulegende Wert nach § 38b und § 38c verringert sich um 0,3 Cent pro Kilo-
wattstunde, soweit die Ausstellung der Zahlungsberechtigung fur die Gebotsmenge,
die der Solaranlage zugeteilt worden ist, erst nach Ablauf des achten Kalendermo-
nats, der auf die 6ffentliche Bekanntgabe des Zuschlags folgt, beantragt worden ist.
Werden einer Solaranlage Gebotsmengen von mehreren bezuschlagten Geboten zu-
geordnet, ist Satz 1 nur fur den Zuschlagswert der bezuschlagten Gebote anzuwe n-
den, deren Zuteilung zur Solaranlage erst nach Ablauf des achten Kalendermonats,
der auf die offentliche Bekanntgabe des Zuschlags folgt, beantragt worden ist.
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(2) Wenn der Standort der Solaranlage nicht zumindest teilweise mit den im Ge-

bot angegebenen Flursticken Ubereinstimmt, verringert sich der durch Ausschrei-
bungen fur Solaranlagen des zweiten Segments ermittelte anzulegende Wert nach
den §§ 38b und 38c ebenfalls um 0,3 Cent pro Kilowattstunde. Werden einer Solaran-
lage Gebotsmengen von mehreren bezuschlagten Geboten zugeordnet, verringert
sich jeweils der Zuschlagswert der bezuschlagten Gebote, bei denen keine Uberein-
stimmung nach Satz 1 besteht, um 0,3 Cent pro Kilowattstunde.*

§ 55 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

c)

aa) In Satz 1 werden in dem Satzteil vor der Nummerierung nach der Angabe
»3 36“ die Worter ,und flr Zusatzgebote nach § 36j* eingefigt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geandert:

cc) In Nummer 1 werden die Worter ,vor Ablauf des 24. auf die 6ffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats® durch die Woérter ,innerhalb
von 24 Monaten nach der 6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags® ersetzt.

dd) In Nummer 2 werden die Worter ,vor Ablauf des 26. auf die dffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats“ durch die Woérter ,innerhalb
von 26 Monaten nach der 6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags® ersetzt.

ee) In Nummer 3 werden die Worter ,vor Ablauf des 28. auf die 6ffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats® durch die Worter ,innerhalb
von 28 Monaten nach der 6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags® ersetzt.

ff) Satz 3 wird aufgehoben.
Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Bei Geboten fur Solaranlagen, die in den Ausschreibungen fur Solaran-
lagen des ersten Segments abgegeben werden, missen Bieter an den regelver-
antwortlichen Ubertragungsnetzbetreiber eine Ponale leisten,

1. wenn ein Zuschlag fur eine Solaranlage nach § 37d Absatz 2 Nummer 1 er-
lischt, weil die Zweitsicherheit nicht rechtzeitig und vollstandig geleistet wor-
den ist, oder

2. soweit mehr als 5 Prozent der Gebotsmenge eines bezuschlagten Gebots fur
eine Solaranlage nach § 35a entwertet werden.

Die Hohe der Pdnale nach Satz 1 Nummer 1 entspricht der nach § 37a Satz 2
Nummer 1 fur das Gebot zu leistenden Erstsicherheit. Die Hohe der Pénale nach
Satz 1 Nummer 2 berechnet sich aus der entwerteten Gebotsmenge multipliziert
mit 50 Euro pro Kilowatt. Die Pénale verringert sich fir Bieter, deren Zweitsicher-
heit nach § 37a Satz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz verringert ist, auf 25 Euro pro
Kilowatt.“

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Bei Geboten fur Solaranlagen des zweiten Segments missen Bieter an
den regelverantwortlichen Ubertragungsnetzbetreiber eine Pénale leisten, soweit
mehr als 5 Prozent der Gebotsmenge eines bezuschlagten Gebots flr eine So-
laranlagen des zweiten Segments nach § 35a entwertet werden. Die Hohe der
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Pdnale berechnet sich aus der entwerteten Gebotsmenge multipliziert mit 70 Eu-
ro pro Kilowatt.”

Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach den Wértern ,nach § 39f sind,”
die Worter ,sowie fir Biomethananlagen in der Stdregion® eingesetzt.

bb) In Nummer 1 werden die Woérter ,vor Ablauf des 18. auf die &ffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats“ durch die Woérter ,innerhalb
von 24 Monaten nach der 6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags® ersetzt.

cc) In Nummer 2 werden die Worter ,vor Ablauf des 20. auf die 6ffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats“ durch die Woérter ,innerhalb
von 28 Monaten nach der 6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags® ersetzt.

dd) In Nummer 3 werden die Worter ,vor Ablauf des 22. auf die 6ffentliche Be-
kanntgabe des Zuschlags folgenden Monats“ durch die Woérter ,innerhalb
von 32 Monaten nach der 6ffentlichen Bekanntgabe des Zuschlags® ersetzt.

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,§ 39f“ durch die An-
gabe ,§ 39g“ ersetzt.

bbb) In Nummer 2 wird das Wort ,wenn“ durch das Wort ,soweit* und die
Angabe ,§ 39f“ jeweils durch die Angabe ,§ 39g“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geandert:
aaa) In Nummer 1 und Nummer 2 wird jeweils das Wort ,wenn“ durch das
Wort ,soweit® und wird jeweils die Angabe ,§ 39f“ durch die Angabe
.8 39g“ ersetzt.
bbb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
»3. multipliziert mit 60 Euro pro Kilowatt, soweit
a) der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber die Bescheinigung des
Umweltgutachters nach § 39g Absatz 4 mehr als vier Monate nach
dem Tag nach § 39g Absatz 2 vorgelegt hat oder
b) die Gebotsmenge nach § 35a entwertet wird.”
Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefiigt:
»(5a) Im Fall einer Zuschlagsverlangerung nach den §§ 36e Absatz 2 oder
Absatz 3 oder 39e Absatz 2 verlangern sich die Fristen der Absatze 1,4 und 5

um die Dauer der Zuschlagsverlangerung.*

In Absatz 7 werden nach den Wértern ,aufdie Entwertung der Gebotsmenge* die
Worter ,,oder Feststellung der Pdnale“ eingefligt.

Folgender Absatz 9 wird angefligt:
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»(9) Anlagenbetreiber, deren Anlage der VeraufRerungsform der Einspeise-
vergutung nach § 21 Absatz 1 Nummer 3 zugeordnet ist und die entgegen § 21
Absatz 2 Satz 2 dem Netzbetreiber nicht den gesamten in dieser Anlage erzeug-
ten Strom zur Verfligung stellen, missen flr die nicht zur Verfigung gestellte
Strommenge eine Pdnale an den Netzbetreiber leisten. Die Pénale nach Satz 1
entspricht dem Arbeitspreis der allgemeinen Preise fur das Netzgebiet nach § 36
Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes. Wenn zu der nicht zur Verfu-
gung gestellten Strommenge keine Messwerte vorliegen, kann der Netzbetreiber
die Strommenge schatzen.”

. In § 55a Absatz2 Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,§ 7 Absatz 3 der Anlagenre-
gisterverordnung oder eine entsprechende Bestatigung nach MaRgabe der Rechts-
verordnung nach § 111f des Energiewirtschaftsgesetzes® durch die Worter
»8 13 Absatz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung“ ersetzt.

In § 56 Nummer 1 wird die Angabe ,Nummer 2 durch die Worter ,Nummer 2 oder
Nummer 2a“ ersetzt.

§ 57 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 werden die Worter ,§ 46 Absatz3 und § 46b Absatz 1 durch die Anga-
be ,§ 46 Absatz 1“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Woérter ,§ 81 Absatz 4 oder 5 durch die Angabe
,§ 81 Absatz 5" ersetzt.

In § 58 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Woérter ,,§ 36h Absatz 2, § 46 Absatz 3
und § 46b Absatz 1 durch die Worter ,§ 36h Absatz 2 und § 46 Absatz 1“ ersetzt.

§ 61b wird wie folgt geandert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefugt:
»(2) Unbeschadet von Absatz 1 entfallt der Anspruch nach § 61 Absatz 1 bei
Eigenversorgungen aus Anlagen fur héchstens 10 Megawattstunden selbst ver-
brauchten Stroms pro Kalenderjahr, wenn

1. die Anlage eine installierte Leistung von héchstens 20 Kilowatt hat,

2. in der Anlage in dem Kalenderjahr ausschlieRlich erneuerbare Energien oder
Grubengas eingesetzt worden sind, und

3. seit Inbetriebnahme der Anlage nicht mehr als 20 Kalenderjahre zuziglich
des Inbetriebnahmejahres vergangen sind.

§ 24 Absatz 1 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden.”

. § 61c wird wie folgt gefasst:
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.3 61C

Verringerung der EEG-Umlage bei hocheffizienten KWK-Anlagen

(1) Der Anspruch nach § 61 Absatz 1 verringert sich bei einer Eigenversorgung
auf 40 Prozent der EEG-Umlage, wenn der Strom in einer hocheffizienten KWK-
Anlage erzeugt worden ist, die

1. ausschliel3lich Strom auf Basis von gasférmigen Brennstoffen erzeugt und
2. folgende Nutzungsgrade erreicht hat:

a) in demKalenderjahr, fir das die Verringerungder EEG-Umlage in Anspruch
genommen werden soll, einen Jahresnutzungsgrad von mindestens 70 Pro-
zent nach § 53a Absatz 6 Satz4 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes oder

b) in dem Kalendermonat, fur den die Verringerung der EEG-Umlage in An-
spruch genommen werden soll, einen Monatsnutzungsgrad von mindestens
70 Prozent nach § 53a Absatz 6 Satz4 Nummer 1 des Energiesteuergeset-
zes.

Satz 1 Nummer 1 ist nicht anzuwenden auf hocheffiziente KWK-Anlagen, die von
dem Letztverbraucher erstmals nach dem 31. Juli 2014, aber vor dem 1. Januar 2018
zur Eigenversorgung genutzt wurden. Satz 1 Nummer 1 ist ebenfalls nicht anzuwe n-
den auf hocheffiziente KWK-Anlagen, die von dem Letztverbraucher erstmals nach
dem 31. Juli 2014, aber vor dem 1. Januar 2023 zur Eigenversorgung genutzt wurden
und ausschliel3lich Strom auf Basis von flissigen Brennstoffen erzeugen.

(2) Fuar Strom aus hocheffizienten KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung
in entsprechender Anwendung von § 3 Nummer 31 von mehr als 1 Megawatt und bis
einschlieBlich 10 Megawatt entfallt die Privilegierung nach Absatz 1, soweit die KWK-
Anlagen in einem Kalenderjahr eine Auslastung von mehr als 3 500 Vollbenutzung s-
stunden zur Eigenversorgung aufweisen. In diesen Fallen entfallt die Privilegierung
auch fur die ersten 3 500 Vollbenutzungsstunden zur Eigenversorgung eines Kale n-
derjahres in dem Umfang, in dem die Auslastung der KWK-Anlage den Wert von
3 500 Vollbenutzungsstunden in diesem Kalenderjahr Ubersteigt. § 3 Nummer 14
2weiter Halbsatz des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes ist entsprechend anzuwen-
den.

(3) Anstelle von Absatz 2 bleibt Absatz 1 anzuwenden, wenn der Strom in einer
hocheffizienten KWK-Anlage erzeugt worden ist, deren Betreiber ein Unternehmen
einer Branche nach Anlage 4 Liste 1 ist. Die Branchenzugehorigkeit wird vom Bun-
desamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle auf Antrag des KWK-Anlagenbetreibers
festgestellt.”

§ 61d wird aufgehoben.
In § 611 Absatz 2 wird die Angabe ,5 durch die Angabe ,4 ersetzt.
§ 62 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 3 wird die Angabe ,§ 73 Absatz 5“ durch die Angabe ,§ 73 Absatz 4*
ersetzt.

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
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,4. aus dem Ergebnis eines zwischen den Verfahrensparteien durchgeflihrten
Verfahrens bei der Clearingstelle nach § 81 Absatz4 Satz 1 Nummer 1 oder
25

97. § 63 wird wie folgt geandert:

98.

In Nummer 1 wird das Wort ,und“ am Ende gestrichen.

In Nummer 2 wird nach dem Wort ,erhalten” das Wort ,und” eingefigt.

Folgende Nummer 3 wird angeflugt:

»3. hach MalRgabe des § 65a die EEG-Umlage fur landseitig bezogenen Strom,
der von Landstromanlagen an Seeschiffe geliefertwird und auf Seeschiffen

verbraucht wird, um die intermodale Wettbewerbsfahigkeit der Seeschiff-
fahrt zu erhalten und die Emissionen in Seehafen zu reduzieren,”.

§ 64 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a werden nach dem Wort ,,Prozent” die Worter
»im Antragsjahr 2021, 13 Prozent im Antragsjahr 2022, 12 Prozent im Antragsjahr
2023 und 11 Prozent ab dem Antragsjahr 2024“ eingefugt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

,2. Die EEG-Umlage wird fir den Stromanteil Gber 1 Gigawattstunde be-
grenzt auf 15 Prozent der nach § 60 Absatz 1 ermittelten EEG-
Umlage.”

bb) In Nummer 3 wird in dem Satzteil vor Buchstabe a nach der Angabe ,Num-
mer 2“ die Angabe ,Buchstabe a“ gestrichen.

Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wérter ,Bruttowertschopfung, die
nach Absatz2 Nummer 3 fir die Begrenzungsentscheidung zugrunde gelegt
werden muss (Begrenzungsgrundlage),“ durch die Worter ,Begrenzungs-
grundlage nach Absatz 2“ ersetzt.

bb) Nummer 1 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

,C) den Prufungsvermerk eines Wirtschaftsprufers, einer Wirtschaftspri-
fungsgesellschatt, eines genossenschaftlichen Prifungsverbandes, ei-
nes vereidigten Buchprifers oder einer Buchprifungsgesellschaft; da-
beiist eine Aufstellung mit folgenden Angaben zu prifen und dem Pri-
fungsvermerk beizuflgen:

aa) Angaben zum Betriebszweck und zu der Betriebstatigkeit des Un-
ternehmens,

bb) Angaben zu den Strommengen des Unternehmens fiir die letzten
drei abgeschlossenen Geschaftsjahre, die von Elektrizitatsversor-
gungsunternehmen geliefert oder selbst erzeugt und selbst ver-
braucht wurden, und
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cc) samtliche Bestandteile der Bruttowertschépfung auf Grundlage der
nach den Vorgaben des Handelsgesetzbuches gepriften Jahres-
abschlusse fur die letzten drei abgeschlossenen Geschéaftsjahre;

auf die Prifung sind § 319 Absatz 2 bis 4, § 319b Absatz 1, § 320 Ab-
satz 2 und § 323 des Handelsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden;
in dem Prifungsvermerk ist darzulegen, dass die dem Prifungsvermerk
beigefligte Aufstellung mit hinreichender Sicherheit frei von wesentli-
chen Falschangaben und Abweichungen ist; bei der Prifung der Brut-
towertschopfung ist eine Wesentlichkeitsschwelle von 5 Prozent ausrei-
chend.”

cc) In Nummer 2 werden nach den Woértern ,Absatz 1 Nummer 3 durch” die
Woérter ,die Angabe, dass das Unternehmen zum Ende der materiellen Aus-
schlussfrist nach § 66 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 Gber“ und nach dem
Wort ,Energieeffizienz‘ das Wort ,verfugt” eingefligt.

99. In § 65 Absatz 6 wird die Angabe ,bis c* durch die Wérter ,und ¢ Buchstabe bb“ er-
setzt.

100.

Nach § 65 wird folgender § 65a eingefligt:

»3 65a

Landstromanlagen

(1) Bei einer Landstromanlage erfolgt die Begrenzung der EEG-Umlage nur,

soweit sie nachweist, dass und inwieweit

1.

2.

die Landstromanlage ausschlieB3lich Strom an Seeschiffe liefert,

die Belieferung eines Seeschiffes an dem Liegeplatz nicht dauerhaft flr einen
ldngeren Zeitraum angelegt ist und

im letzten Kalenderjahr die Strommenge, die die Landstromanlage an Seeschiffe
geliefert hat und auf den Seeschiffen verbraucht worden ist, mehr als 100 Mega-
wattstunden betragen hat.

(2) Die EEG-Umlage wird fur den Strom, den die Landstromanlage an Seeschif-

fe liefert und auf den Seeschiffen verbraucht wird, auf 20 Prozent der nach § 60 Ab-
satz 1 ermittelten EEG-Umlage begrenzt.

(3) Die Erflllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 sind durch Stromliefe-

rungsvertrage und Abrechnungen fir das letzte Kalenderjahr nachzuweisen.

(4) FurLandstromanlagen, die erstmals Strom an Seeschiffe liefern, ist § 65 Ab-

satz 4 entsprechend anzuwenden.

(5) Im Sinn dieses Paragrafen ist oder sind

,Landstromanlage‘ jeder Rechtstrager, der die Gesamtheit der technischen Infra-
struktur betreibt, die sich in einem raumlich zusammengehdérigen Gebiet an dem-
selben Entnahmepunkt in oder an einem Hafen befindet und mit der Seeschiffe
den Strom fur inr Bordnetz von Land aus beziehen konnen; sie muss als Abnah-
mestelle Uber eigene Stromzahler an allen Entnahmepunkten, Eigenversor-
gungsanlagen und Ubergabepunkten verfligen; neben den erforderlichen elektro-
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technischen Komponenten gehoren auch die Einhausung, die Verteiler- und
Ubergabeeinrichtungen und der Anschluss an das 6ffentliche Stromnetz hierzu,

2. ,Seeschiffe' von einer Klassifikationsgesellschaft als Seeschiffe zugelassene be-
triebene Fahrzeuge, mit Ausnahme der privaten nichtgewerblichen Schiffe .

101. § 66 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,der Bescheinigungen nach § 64 Absatz 3
Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2“ durch die Wérter ,des Priafungsver-
merks nach § 64 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe ¢ und der Angabe nach
§ 64 Absatz 3 Nummer 2“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,der Bescheinigungen® durch die Worter ,des
Prufungsvermerks® ersetzt.

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

»2Antrage nach § 65a sind bis zum 30. September mit den erforderlichen Unterla-
gen fur das folgende Kalenderjahr zu stellen.”

102. In § 67 Absatz 4 wird nach dem Wort ,,Unternehmensteile das Wort ,und® durch
ein Komma ersetzt und nach dem Wort ,Schienenbahnen® werden die Worter ,,und
auf Landstromanlagen® eingefugt.

103. In § 68 Absatz 1 werden die Worter ,den §§ 64 oder 65“ durch die Wérter ,,den
§§ 64, 65 oder 65a“ ersetzt.

104. § 69 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden die Wérter ,Unternehmen und Schienenbahnen® durch die Wor-
ter ,Unternehmen, Schienenbahnen und Landstromanlagen® ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 3 wird das Wort ,und“ am Ende gestrichen.
bb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer eingefugt:

»4. Auskunft Uber die an Seeschiffe gelieferten Strommengen einschlie 3-
lich der Angaben Uber Schiffstyp und Bruttoraumzahl der belieferten
Schiffe und®.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.

105. In § 71 Nummer 3 wird jeweils die Angabe ,§ 39h“ durch die Angabe ,§ 39i“ er-
setzt und wird vor der Angabe ,§ 43“ die Angabe ,§ 39n, “ eingeflgt.

106. In § 73 Absatz 3 wird nach den Woértern ,Anlage 1 Nummer 3“ die Angabe ,und 4*
eingeflgt.

107. Dem § 74 Absatz 2 Satz 3 wird folgender Satz angeflgt:

,Im Fall einer gemeinsamen Abrechnung von Energiemengen mit demselben EEG-
Umlagesatz genugt eine Mitteilung der gemeinsam abzurechnenden Energiemengen
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durch denjenigen, der die EEG-Umlage mit erfillender Wirkung fir die Gesamtmenge
leistet.”

108. Dem § 74a Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:
»8 74 Absatz 2 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.”
109. § 75 Satz 3 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
,3. die Ergebnisse eines zwischen den Verfahrensparteien durchgefihrten Verfah-
rens der Clearingstelle nach § 81 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2

und die Ergebnisse eines Verfahrens der Clearingstelle nach § 81 Absatz5.“

110. In § 79 Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wortern ,nach MaRgabe“ die Worter
,der Norm CEN-EN 16325 7 und“ eingefiigt.

111.  § 81 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:
aaa) Nummer 1 wird durch folgende Nummern 1 und 2 ersetz:

» 1. schiedsgerichtliche Verfahren unter den Voraussetzungen des
10. Buches der Zivilprozessordnung durchflihren,

2. sonstige Verfahren zwischen den Verfahrensparteien auf ihren
gemeinsamen Antrag durchfihren; § 204 Absatz 1 Nummer 11
des Birgerlichen Gesetzbuchs ist entsprechend anzuwenden,
oder*.

bbb) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort ,Anlagenbetreiber,” das Wort ,Bilanzkreisver-
antwortliche,“ eingeflugt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach den Woértern ,ein Anlagenbetreiber,” die Worter ,ein
Bilanzkreisverantwortlicher,“ eingefugt.

bb) Folgender Satz wird angefugt:

,~ooweit die Zustandigkeit der Bundesnetzagentur von der Frage betroffen ist, er-
folgt eine Abstimmung zwischen der Clearingstelle und der Bundesnetzagentur.”

c) Absatz6 Satz 1 und Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absatzen 3 bis 5 erfolgt nach Ma 3-

gabe der Verfahrensvorschriften, die die Clearingstelle verabschiedet. Die Ver-
fahrensvorschriften missen Regelungen enthalten,

*) Anmtlicher Hinweis: Die DIN EN 16325:2016-01 ist bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin, zu
beziehen.
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1. die es der Clearingstelle ermdglichen, als Schiedsgerichtein Schiedsverfah-

ren nach MalRgabe des 10. Buches der Zivilprozessordnung und unter Be-
rucksichtigung der Absatze 7 und 10 durchzufihren, und

2. wie die Abstimmung mit der Bundesnetzagentur nach Absatz 5 Satz 3 er-
folgt.”

112.  § 85 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 39h" durch die Angabe ,§ 39n“ ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,§ 9 Absatz 1 und 2“ durch die Woérter ,§ 9
Absatz 1, 1a, 1b, 2 und 2a“ ersetz.

bb) In Nummer 9 wird die Angabe ,,oder § 39 durch die Worter ,§ 38d, § 38h, §
38i, § 39, § 399 oder § 39k “ ersetz.

cc) In Nummer 14 wird das Wort ,Monatsmarktwert“ durch das Wort ,Marktwert"
und werden die Woérter ,Anlage 1 Nummer 2.2.4“ durch die Wérter ,Anlage 1
Nummer 3.3.4 und 4.3.4“ ersetzt.
c) Absatz 5 wird aufgehoben.

113. § 85a wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 werden die Woérter ,zum 1. Dezember eines Jahres” gestrichen,
wird die Angabe ,§ 39b“ durch die Wérter ,§ 38f, § 39b, § 391 oder § 10 der Inno-
vationsausschreibungsverordnung“ ersetzt und werden die Worter ,dem jeweils
darauffolgenden Kalenderjahr durch die Worter ,den jeweils darauffolgenden
2wolf Kalendermonaten® ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.
114. § 86 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt geandert:
aa) In Buchstabe c wird das Komma am Ende gestrichen.
bb) Buchstabe d wird aufgehoben.

b) In Absatz 2 werden die Woérter ,,Buchstabe a, c und d“ durch die Wérter ,,Buch-
stabe a und c“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Nummer 1 werden die Woérter ,Absatzes 1 Nummer 1, 1a, 3 oder
Nummer 4 Buchstabe d“ durch die Worter ,Absatzes 1, 1a oder Nummer 3“ er-
setzt.

115. § 87 wird aufgehoben.
116. § 88 wird wie folgt geandert:

a) Im Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,§ 39h* wird durch die Angabe ,§ 39n*
ersetzt.
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In Nummer 2 Buchstabe f wird die Angabe ,§ 39f“ durch die Angabe ,§ 39g“ er-
setzt.

§ 88a Absatz 1 wird wie folgt geandert:
In Nummer 2 Buchstabe a werden die Wérter ,,, wobei das jahrliche Ausschrei-
bungsvolumen der Ausschreibungen 5 Prozent der jahrlich zu installierenden
Leistung nicht Uberschreiten soll“ gestrichen.
In Nummer 3 werden im Satzteil vor Buchstabe a die Worter ,§§ 30, 31, 33, 34,
36d, 36g, 37, 37c und 30 bis 39h*“ durch die Worter ,§§ 30, 31, 34 und 36 bis
39m" ersetzt.
In Nummer 10 wird die Angabe ,54“ durch die Angabe ,54a“ ersetzt.
In Nummer 13 wird die Angabe ,§ 6 Absatz 2,“ gestrichen.

§ 88b wird wie folgt gefasst:

»§ 88b
Verordnungsermachtigung zur Anschlussférderung von Glllekleinanlagen

Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, im Einver-

nehmen mit dem Bundesministerium flr Ernahrung und Landwirtschaft durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates abweichend von § 39g und § 44 eine
Anschlussférderung einzuftihren fur Anlagen,

1.

119.

bei denen der urspringliche Anspruch auf Zahlung nach der fir die Anlage ma 3-
geblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes beendet ist,

in denen mit Beginn der Anschlussférderung Biogas eingesetzt wird, zu dessen
Erzeugung in dem jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich ein Anteil von Gille

mit Ausnahme von Gefligelmist und Gefllgeltrockenkot von mindestens 80 Mas-
seprozent eingesetzt wird, und

die eine installierte Leistung von 150 Kilowatt nicht Gberschreiten.”

§ 88c wird wie folgt gefasst:

.3 88¢c

Verordnungsermachtigung zur Zielerreichung

(1) Soweit das Monitoring zur Zielerreichung nach § 98 ergibt, dass die erneuer-

baren Energien nicht in der fur die Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 erforderli-
chen Geschwindigkeit ausgebaut werden, wird die Bundesregierung ermachtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1.

2.

den Ausbaupfad nach § 4 neu festzusetzen,

die jahrlichen Zwischenziele fur die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien
nach § 4a neu festzusetzen,
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3. im Anwendungsbereich der §§ 28 bis 28c Ausschreibungsvolumen fir einzelne
oder mehrere Kalenderjahre oder die Verteilung der Ausschreibungsvolumen auf
die Gebotstermine eines Kalenderjahres neu festzusetzen; hierbei kann auch die
Anzahl der Gebotstermine eines Kalenderjahres abweichend geregelt werden,
und

4. die Hochstwerte nach § 36b, § 37b, § 38f, § 39b oder § 39| dieses Gesetzes oder
nach § 10 der Innovationsausschreibungsverordnung neu festzusetzen.”

120. In § 88d Nummer 1 Buchstabe a wird im Satzteil vor Doppelbuchstabe aa die An-
gabe ,§ 28 Absatz 6“ durch die Angabe ,§ 28c” ersetzt.

121. In § 90 Absatz Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe ,Richtlinie 2009/28/EG*
durch die Angabe ,Richtlinie (EU) 2018/2001 ersetzt.

122. § 93 wird aufgehoben.

123. In § 95 Nummer 3 werden die Worter ,Nummer 1.2 der Anlage 1“ durch die Wérter
»+Anlage 1 Nummer 2“ ersetz.

124. § 96 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die Ermachtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen aufgrund der §§ 91
und 92 kénnen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates,
aber mit Zustimmung des Bundestages auf eine Bundesoberbehdrde Ubertragen
werden.”

125. Die §§ 97 bis 99 werden wie folgt gefasst:

,§ 97

Kooperationsausschuss

(1) Die zustandigen Staatssekretarinnen und Staatssekretare der Lander und
des Bundes bilden einen Kooperationsausschuss. Der Kooperationsausschuss koor-
diniert die Erfassung der Ziele der Lander zur Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2
und deren Umsetzungsstand.

(2) Der Kooperationsausschuss wird vom zustandigen Staatssekretar des Bun-
desministeriums fur Wirtschaft und Energie geleitet.

(3) Der Kooperationsausschuss tagt mindestens zweimal im Jahr. Die Mitglieder
des Kooperationsausschusses kdnnen sich vertreten lassen.

(4) Der Kooperationsausschuss wird von einem beim Bundesministerium fur
Wirtschaft und Energie einzurichtenden Sekretariat unterstiitzt.

§ 98
Jahrliches Monitoring zur Zielerreichung
(1) Die Lander berichten dem Sekretariat des Kooperationsausschusses jahrlich

spatestens bis zum 31. August Gber den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Ener-
gien, insbesondere Uber
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1. den Umfang an Flachen, die in der geltenden Regional- und Bauleitplanung fir
Windenergie an Land festgesetzt wurden, einschliellich der Angabe, zu welchem
Anteil diese bereits durch Windenergieanlagen genutzt werden,

2. Planungen fir neue Festsetzungen fir die Windenergienutzung an Land in der
Regional- und Bauleitplanung,

3. den Stand der Genehmigung von Windenergieanlagen an Land (Anzahl und
Leistung der Windenenergieanlagen an Land), auch mit Blick auf die Dauer von
Genehmigungsverfahren (Antragstellung bis Genehmigungserteilung),

4. die Eignung von landeseigenen und kommunalen Flachen fur die Nutzung von
Windenergieanlagen an Land und

5. den Umfang, in dem das Land und deren Kommunen eigene Flachen flr den
Ausbau von erneuerbaren Energien, insbesondere fur Windenergieanlagen an
Land und Solaranlagen, zur Verfligung stellen.

Die festgesetzten und geplanten Flachen sollen in Form von standardisierten Daten
geografischer Informationssysteme (GIS-Daten) in nicht personenbezogener Form
gemeldet werden. Auch die Meldung von Flachen, die nicht durch GIS-Daten erfolgt,
darf nur in nicht personenbezogener Form erfolgen. Im Fall nicht ausreichender Fla-
chenverfugbarkeit sollen die Berichte auch MalRnahmen enthalten, wie weitere Fla-
chen, insbesondere Flachen im Eigentum des Landes, verfugbar gemacht werden
kénnen. Im Fall von Hemmnissen in der Regional- oder Bauleitplanung oder in Ge-
nehmigungsverfahren sollen die Berichte die daflir maligeblichen Grinde und Vor-
schlage fur MalRnahmen enthalten, um die Verzogerungen zu verringern. Die Fla-
chendaten und Berichte dirfen keine personenbezogenen Daten enthalten.

(2) Der Kooperationsausschuss wertet die Berichte der Lander nach Absatz 1
aus und legt jahrlich spatestens bis zum 31. Oktober der Bundesregierung einen Be-
richt vor.

(3) Die Bundesregierung berichtet jahrlich spatestens bis zum 31. Dezember, ob
die erneuerbaren Energien in der fur die Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 er-
forderlichen Geschwindigkeit ausgebaut werden. Zu diesem Zweck bewertet sie ins-
besondere auf Grundlage des Berichts des Kooperationsausschusses nach Absatz 2,
ob in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr das Zwischenziel fur die Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Energien nach § 4a erreicht worden ist. Bei einer Verfe h-
lung des Zwischenziels stellt die Bundesregierung die Grinde dar, unterteilt in ener-
gie-, planungs-, genehmigungs- und natur- und artenschutzrechtliche Griinde, und
legt erforderliche Handlungsempfehlungen vor. Die Bundesregierung gehtin dem Be-
richt ferner auf die tatsachliche und die erwartete Entwicklung des Bruttostromver-
brauchs ein. Wenn aufgrund von Prognosen, die nach dem Stand von Wissenschaft
und Technik erstellt worden sein missen, ein deutlicher Anstieg des Bruttostromver-
brauchs bis zum Jahr 2030 zu erwarten ist, enthalt der Bericht auch erforderliche
Handlungsempfehlungen flr eine Anpassung des Ausbaupfads nach § 4, des
Strommengenpfads nach § 4a oder der Ausschreibungsvolumen nach §§ 28 bis 28c.
Die Bundesregierung leitet den Bericht den Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Lander und dem Bundestag zu und legt, sofern erforderlich, unverziglich
den Entwurf fur eine Verordnung nach § 88b vor.

(4) Fur die Zwecke des Absatzes 3 Satz 2 ist die tatsachlich erzeugte Strom-
menge aus erneuerbaren Energien anhand der tatsachlichen Wetterbedingungen zu
bereinigen. Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie legt im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit die Kri-
terien fur die Wetterbereinigung fest.
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§ 99
Erfahrungsbericht

(1) Die Bundesregierung evaluiert dieses Gesetzund das Windenergie-auf-See-
Gesetzund legt dem Bundestag bis zum 31. Dezember 2023 und dann alle vier Jah-
re einen Erfahrungsbericht vor. Der Bericht enthalt insbesondere Angabe Uber:

1. die Auswirkungen des Ausbaus der erneuerbaren Energien, insbesondere auf die
Entwicklung der Ubrigen Stromerzeugung, auf die Entwicklung der Treibhaus-
gasemissionen, auf den Strommarkt und die Wechselwirkungen mit den europai-
schen Strommarkten und auf Arbeitsplatze in der Energiewirtschaft,

2. die Erfahrungen mit Ausschreibungen nach § 2 Absatz 3, auch vor dem Hinter-
grund der Ziele, durch Wettbewerb einen kosteneffizienten Ausbau der erneuer-
baren Energien zu sichern und Akteursvielfalt und Innovationen zu ermdglichen,

3. den Stand und die direkten und indirekten Vorteile und Kosten von Mieterstrom,
4. den Stand der Markt-, Netz- und Systemintegration der erneuerbaren Energien,

5. die Kosten des Ausbaus der erneuerbaren Energien und ihrer Markt-, Netz- und
Systemintegration, insbesondere auch die Entwicklung der EEG-Umlage, die
Entwicklung der Bdérsenstrompreise und die Entwicklung der Netzkosten, und

6. die angemessene Verteilungder Kosten nach § 2 Absatz 4 auch vor dem Hinter-
grund der Entwicklung der Besonderen Ausgleichsregelung und der Eigenver-
sorgung.

Die Bundesregierung berichtet auch, inwieweit der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien ohne Zahlungen nach diesem Gesetz erfolgt und inwieweit neue Anspriiche fir
Zahlungen nach diesem Gesetz noch erforderlich sind; hierbei ist auch zu bewerten,
ob die Dauer der Zahlungen nach § 25 Absatz 1 verkirzt werden kann und ob eine
Einspeisevergutung fur ausgeférderte Anlagen weiterhin erforderlich ist. Schlief3lich
sind mit Blick auf die Nutzung der Biomasse zur Stromerzeugung auch die Wechsel-
wirkungen und Konkurrenzen zu ihrer Nutzung im Verkehrs- und im Warmemarkt zu
berichten.

(2) Spatestens im Jahr 2027 legt die Bundesregierung einen umfassenden Vor-
schlag zur Anpassung dieses Gesetzes und des Windenergie-auf-See-Gesetzes vor.
Hierzu Uberpruft die Bundesregierung auch, ob in absehbarer Zeit ein marktgetrieb e-
ner Ausbau der erneuerbaren Energien zu erwarten ist. In diesem Fall legt die Bun-
desregierung einen Vorschlag fur einen Umstieg von der finanziellen Férderung auf
einen marktgetriebenen Ausbau vor.

(3) Die Bundesnetzagentur, das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle,
das Bundesamt fur Seeschifffahrt und Hydrographie und das Umweltbundesamt un-
terstitzen das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie bei der Erstellung des
Erfahrungsberichts. Zur Unterstitzung bei der Erstellung des Erfahrungsberichts soll
das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie auflerdem wissenschaftliche Gut-
achten beauftragen.”

§ 100 wird wie folgt gefasst:



-59-
,§ 100

Allgemeine Ubergangsbestimmungen

(1) Soweit sich aus den nachfolgenden Abséatzen nichts anderes ergibt, sind die

Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020
geltenden Fassung anzuwenden fur Strom aus Anlagen,

1.

2.

die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind oder

deren Zuschlag vor dem 1. Januar 2021 erteilt worden ist,

Satz 1 ist entsprechend anzuwenden auf die Zuschlage, die vor dem 1. Januar 2021
erteilt und noch nicht entwertet worden sind.

(2) Fur Stromaus Anlagen nach Absatz 1 ist abweichend von Absatz 1 das Fol-

gende anzuwenden:

1.

10.

§ 3 Nummer 34 Buchstabe a dieses Gesetzes ist anstelle von § 3 Nummer 34
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden
Fassung anzuwenden;

§ 3 Nummer 43a dieses Gesetzes ist anstelle von § 3 Nummer 43a des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung an-
zuwenden;

die §§ 10b und 20 dieses Gesetzes sind anstelle von § 20 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwe n-
den;

§ 15 dieses Gesetzes ist anstelle von § 15 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

§ 27a Satz 2 Nummer 4 dieses Gesetzes ist anstelle von § 27a Satz 2 Nummer 4
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden
Fassung anzuwenden, wobei auch § 3 Nummer 42a und 43a dieses Gesetzes
anzuwenden ist;

§ 37d dieses Gesetzes ist anstelle von § 37d des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

§ 38a dieses Gesetzes ist anstelle von § 38a des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

§ 39a Absatz 1 dieses Gesetzes ist anstelle von § 39d Absatz 1 des Erneuerba-
re-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzu-
wenden, sofern der Zuschlag nicht bereits am 31. Dezember 2020 erloschen ist;

§ 39g Absatz 2 Satz 2 dieses Gesetzes ist anstelle von § 39f Absatz 2 Satz 2 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fas-
sung anzuwenden, sofern die Mitteilung nicht vor dem 1. Januar 2021 erfolgt ist;

§ 39i Absatz 3 Satz 1 dieses Gesetzes ist anstelle von § 39h Absatz 3 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung
mit der MalRgabe anzuwenden, dass der anzulegende Wert unabhangig von dem
Zuschlagswert der Hohe nach begrenzt ist bis einschlieRlich einer Bemessungs-
leistung von 500 Kilowatt auf 14,88 Cent pro Kilowattstunde und bis einschlie 3-
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lich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt auf 13,05 Cent pro Kilowatt-
stunde;

11. § 50a dieses Gesetzes ist anstelle des § 50a des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in deram 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, wenn
bis zum 31. Dezember 2020 kein Flexibilitdtszuschlag nach § 50a des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung in
Anspruch genommen wurde; fur Anlagen, die noch keinen Flexibilitadtszuschlag
nach § 53 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2016
geltenden Fassung in Anspruch genommen haben, ist § 53 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung mit der
MaRRgabe anzuwenden, dass der Flexibilitatszuschlag 60 Euro pro Kilowatt instal-
lierte Leistung und Jahr betragt und auch von Anlagenbetreibern, die eine finan-
Zielle Forderung nach § 19 in Verbindung mit § 46 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung erhalten, in An-
spruch genommen werden kann;

12. § 50b und Anlage 3 dieses Gesetzes sind anzuwenden flir Anlagen zur Erze u-
gung von Strom aus Biogas, die nach demam 31. Juli 2014 geltenden Inbetrie b-
nahmebegriff vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, wenn
der Betreiber nach dem 31. Dezember 2020 erstmalig die zur Inanspruchnahme
der Flexibilitatspramie zusatzlich installierte Leistung im Sinn des § 50b an das
Marktstammdatenregister Gbermittelt;

13. § 51 Absatz1 dieses Gesetzes ist anstelle von § 51 Absatz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung mit der
Malgabe anzuwenden, dass sich der anzulegende Wert erst auf null reduziert,
wenn der Spotmarktpreis im Sinn des § 3 Nummer 42a dieses Gesetzes in min-
destens sechs aufeinanderfolgenden Stunden negativ ist; § 51 Absatz 3 dieses
Gesetzes ist anstelle von § 51 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

14. § 55 Absatz4 dieses Gesetzes ist anstelle des § 55 Absatz 4 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwen-
den, sofern der Zuschlag nicht bereits am 31. Dezember 2020 erloschen ist;

15. Anlage 1 dieses Gesetzes ist anstelle von Anlage 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, wobei
auch § 3 Nummer 42a und 43a dieses Gesetzes anzuwenden ist.

(3) Fir Strom aus Anlagen nach Absatz 1 sind ferner die §§ 22 Absatz 2, 36e
Absatz 3, 36f Absatz 2 Satz 3 und 36j dieses Gesetzes anzuwenden.

(4) Betreiber von Anlagen nach Absatz 1 und KWK-Anlagen, die vor dem 1. Ja-
nuar 2021 in Betrieb genommen worden sind, miissen ihre Anlagen, sofern diese ei-
ne installierte Leistung von mehr als 1 Kilowatt und héchstens 15 Kilowatt haben,
spatestens funf Jahre, nachdem das Bundesamt flir Sicherheit in der Informations-
technik bekanntgegeben hat, dass die technische Méglichkeit fir die Ausstattung mit
einem intelligenten Messsystem nach dem Messstellenbetriebsgesetz flr die ent-
sprechende Einbaugruppe besteht, mit technischen Einrichtungen ausstatten, mit de-
nen der Netzbetreiber oder ein anderer Berechtigter jederzeit Gber ein intelligentes
Messsystem die Ist-Einspeisung abrufen kann. Betreiber von Anlagen nach Absatz 1
und KWK-Anlagen, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind,
muissen ihre Anlagen, sofern diese eine installierte Leistung von mehr als 15 Kilowatt
haben, spatestens flinf Jahre nach der Bekanntgabe nach Satz 1 mit technischen
Einrichtungen ausstatten, mit denen der Netzbetreiber oder ein anderer Berechtigter
jederzeit Uber ein intelligentes Messsystem
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1. die Ist-Einspeisung abrufen kann und

2. die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Mdglichkeit be-
steht, stufenlos ferngesteuert regeln kann.

Bis zur Erflllung der Verpflichtung nach Satz 2 gilt die Pflicht zur Ausstattung von An-
lagen und KWK-Anlagen mit technischen Einrichtungen, mit denen der Netzbetreiber
jederzeit die Einspeiseleistung bei Netziberlastung ferngesteuert reduzieren kann,
nach der fur die Anlage malRgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien Gesetzes
auch als erfullt, wenn die technischen Einrichtungen nur dazu geeignet sind,

1. die Einspeiseleistung bei Netziiberlastung stufenweise ferngesteuert zu reduzie-
ren,

2. die Anlage oder die KWK-Anlage vollstandig ferngesteuert abzuschalten oder

3. die Anforderungen zu erfullen, die der Netzbetreiber dem Anlagenbetreiber oder
dem Betreiber der KWK-Anlage zur Erfillung der Pflicht vor der Inbetriebnahme
der Anlage Ubermittelt hat.

Satz 3 ist rickwirkend anzuwenden. Ausgenommen von den Bestimmungen in den
Satzen 3 und 4 sind Falle, in denen vor dem 1. Januar 2021 ein Rechtsstreit zwi-
schen Anlagenbetreiber und Netzbetreiber rechtskraftig entschieden wurde.

(5) § 19 in Verbindung mit § 21 Absatz 1 Nummer 3, § 21 Absatz 2, § 21¢ Ab-
satz 1 Satz 2, § 25 Absatz 2, § 53 und § 55 Absatz 9 sind auch flr ausgeférderte An-
lagen anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind
und am 31. Dezember 2020 einen Anspruch auf Einspeisevergutung hatten.”

127. § 101 wird aufgehoben.
128. § 103 wird wie folgt geandert:
a) Die Absatze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:

»(1) Fur Antrage fur die Begrenzungsjahre 2022 bis 2024 sind bei der An-
wendung des § 64 Absatz 2 Nummer 3, Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b und c,
Absatz 5a Satz 3 und Absatz 6 Nummer 3 anstelle der letzten drei abgeschlos-
senen Geschaftsjahre zwei der letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahre zu-
grunde zu legen, wobei das Unternehmen selbst bestimmen kann, welche zwei
der letzten drei abgeschlossenen Geschaftsjahre zugrunde gelegt werden sollen.
Dabei mussen fur dieselben zwei Geschaftsjahre die Angaben tber den Strom-
verbrauch und die Bruttowertschépfung zugrunde gelegt werden. Flr Unterneh-
men mit nur zwei abgeschlossenen Geschaftsjahren sind bei Antragen flur die
Begrenzungsjahre 2022 bis 2024, unabhangig von § 64 Absatz 4, diese zwei ab-
geschlossenen Geschaftsjahre zugrunde zu legen. Satz 1 ist entsprechend fir
Antrage fur die Begrenzungsjahre 2022 bis 2024 nach Absatz 4 anzuwenden.

(2) Landstromanlagen durfen abweichend von § 66 Absatz 3 den Antrag fur
das Begrenzungsjahr 2021 bis zum 31. Marz 2021 stellen. Fur Antrage fur die
Begrenzungsjahre 2021, 2022 und 2023 missen abweichend von § 65a Absatz 3
die Stromliefervertrage und Abrechnungen des letzten Kalenderjahres gegenuber
den Seeschiffen nicht vorgelegt werden.

(3) Fur Antrage fir das Begrenzungsjahr 2022 sind § 64 Absatz 1 Nummer
1, Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a und Absatz 5a Satz 1 Nummer 2 und § 65
Absatz 1 mit der MalRgabe anzuwenden, dass das Unternehmen anstelle des
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letzten abgeschlossenen Geschéaftsjahres auch das letzte vor dem 1. Januar
2020 abgeschlossene Geschaftsjahr zugrunde legen kann. “

b) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden nach den Woértern ,im Sinne des § 64 Absatz 6 Nummer 3
die Worter ,in Verbindung mit Absatz 1 und 2 dieses Paragrafen® gestrichen.

bb) In Satz 3 werden die Worter ,Absatz 3 und“ gestrichen.

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Abweichend von § 3 Nummer 18 kann der Nachweis eines Energie- o-
der Umweltmanagement-Systems fur das Begrenzungsjahr 2022 auch durch ei-
ne Zertifizierung nach DIN EN ISO 50001, Ausgabe Dezember 2011, gefihrt
werden.”

d) Die Absatze 6 bis 8 werden aufgehoben.
129. § 104 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
(1) (weggefallen)”.
b) Absatz 5 wird folgt gefasst:

»(5) (weggefallen)”.

c) In Absatz 7 wird nach den Wértern ,anzuwenden fur“ das Wort ,hocheffiziente®
eingeflugt.

d) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:
»(8) (weggefallen)”.
130. Nach § 104 wird folgender § 105 eingefugt:

»8 105
Beihilferechtlicher Genehmigungsvorbehalt

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes fur Strom aus Anlagen, fur den nach
dem 31. Dezember 2020 ein Anspruch nach diesem Gesetz begrindet wird, durfen
erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europaische Kommission
und nach Maltgabe dieser Genehmigung angewendet werden.

(2) Soweit die §§ 63 bis 69 dieses Gesetzes von den §§ 63 bis 69 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung abwei-
chen, durfen sie erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europai-
sche Kommission und nach Maligabe dieser Genehmigung angewendet werden.”

131. Anlage 1 wird wie folgt gefasst:

LAnlage 1 (zu § 23a)
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Hohe der Marktpramie

1. Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Anlage ist
- ,MP die Hohe der Marktpramie nach § 23a in Cent pro Kilow attstunde,
- ,AW' der anzulegende Wert unter Berlcksichtigung der §§ 19 bis 54 in Cent pro Kilow att-
stunde,
- ,MW* der jew eilige Monatsmarktw ert in Cent pro Kilow attstunde,
- JW* der jew eilige Jahresmarktw ert in Cent pro Kilow attstunde.

2. Zeitlicher Anwendungsbereich
Fir Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen w orden sind oder
deren Zuschlag vor dem 1. Januar 2023 erteilt worden ist, wird die Hohe der Marktpramie
nach § 23a (,MP) anhand des energietragerspezifischen Monatsmarktw ertes nach Nummer
3 berechnet. Fir Strom aus anderen Anlagen wird die Hohe der Marktpramie nach § 23a
(,MP) anhand des energietragerspezifischen Jahresmarktw ertes nach Nummer 4 berechnet.

3. Berechnung der Marktpramie anhand des energietragerspezifischen Monatsmarktwer-
tes

3.1 Berechnungsgrundsitze

3.1.1 Die Hohe der Marktpramie wird kalendermonatlich berechnet. Die Berechnung erfolgt riick-
wirkend anhand der fiir den jew eiligen Kalendermonat berechneten Werte.

3.1.2 Die Hohe der Marktpramie in Cent pro Kilow attstunde direkt vermarkteten und tatsachlich
eingespeisten Stroms wir nach der folgenden Formel berechnet:

MP = AW - MW

Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird abw eichend von Satz 1 der Wert
,MP mit null festgesetzt.

3.2 Berechnung des Monatsmarktwerts ,MW*‘ bei Strom aus Wasserkraft, Deponiegas,
Klargas, Grubengas, Biomasse und Geothermie
Der Wert ,MWist bei direkt vermarktetem Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klargas,
Grubengas, Biomasse und Geothermie der tatséchliche Monatsmittelw ert des Spotmarktprei-
ses.

3.3 Berechnung es Monatsmarktwerts ,MW*bei Strom aus Windenergie und solarer Strah-
lungsenergie

3.31 Energietriagerspezifischer Monatsmarktwert
Als Wert ,MW'ist anzulegen bei direkt vermarktetem Strom aus
- Windenergieanlagen an Land der Wert ,MWwind an Land’
- Windenergieanlagen auf See der Wert ,MWwind auf See’ Und
- Solaranlagen der Wert ,MWsqlar'

3.3.2 Windenergie an Land
,MWwind an Land' ist der tatsdchliche Monatsmittelw ert des Marktw erts von Strom aus Wind-
energieanlagen an Land, der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt und wie folgt berechnet
wird:
- Fiur jede Stunde eines Kalendermonats wird der durchschnittiche Spotmarktpreis mit der
Menge des in dieser Stunde nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten
Stroms aus Windenergieanlagen an Land multipliziert.
- Die Ergebnisse fir alle Stunden des Kalendermonats w erden summiert.
- Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem gesamten Kalendermonat nach
der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an
Land.

3.3.3 Windenergie auf See

JMWwind auf see’ ist der tatsachliche Monatsmittelw ert des Marktw erts von Strom aus Wind-
energieanlagen auf See, der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt. Fir die Berechnung von
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+MWwind auf see’ ISt die Berechnungsmethode der Nummer 3.3.2 mit der Maldgabe anzuw en-
den, dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus
Windenergieanlagen an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte
Strom aus Windenergieanlagen auf See zugrunde zu legen ist.

3.34

Solare Strahlungsenergie

JMWsoiar' ist der tatsachliche Monatsmittelw ert des Marktw erts von Strom aus Solaranlagen,
der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt. Fir die Berechnung von ,MWsqa ist die Berech-
nungsmethode der Nummer 3.3.2 mit der MaRgabe anzuw enden, dass statt des nach der
Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land
der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte Strom aus Solaranlagen
zugrunde zu legen ist.

Berechnung der Marktpramie anhand des energietragerspezifischen Jahresmarktwerts

4.1

Berechnungsgrundsitze
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Die Hohe der Marktpramie wird jahrlich berechnet. Die Berechnung erfolgt riickw irkend an-
hand des fir das jew eilige Kalenderjahr tatsachlich berechneten Jahresmarktw erts.

Die Héhe der Marktpramie in Cent pro Kilow attstunde direkt vermarkteten und tatséachlich
eingespeisten Stroms wird nach der folgenden Formel berechnet:

MP = AW - JW

Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird abw eichend von Satz 1 der Wert
,MP" mit dem Wert null festgesetzt.

4.2

Berechnung des Jahresmarktwerts ,JW* bei Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klar-
gas, Grubengas, Biomass und Geothermie

Als Wert ,JW'st bei direkt vermarkietem Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klargas,
Gubengas, Biomasse und Geothermie der tatsachliche Jahresmittelw ert des Spotmarktprei-
ses anzulegen.

4.3

Berechnung des Jahresmarktwertes ,JW‘ bei Strom aus Windenergie und solarer
Strahlungsenergie

4.31

Energietragerspezifischer Jahresmarktwert

Als Wert ,JW' in Cent pro Kilow attstunde ist anzulegen bei direkt vermarktetem Strom aus

- Windenergieanlagen an Land der Wert ,JWwind an Land'

- Windenergieanlagen auf See der Wert ,JWwind auf see’ und

- Solaranlagen der Wert ,JWsolar'.

4.3.2

Windenergie an Land

JWwind an Land’ ist der tatsachliche Jahresmittelw ert des Marktw erts von Strom aus Windener-
gieanlagen an Land, der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt und w ie folgt berechnet wird:

- Fur jede Stunde eines Kalenderjahres wird der durchschnittiche Spotmarktpreis mit der
Menge des in dieser Stunde nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten
Stroms aus Windenergieanlagen an Land multipliziert.

- Die Ergebnisse flr alle Stunden des Kalenderjahres w erden summiert.

- Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem gesamten Kalenderjahr nach der
Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an
Land.
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Windenergie auf See

JWwind auf see’ ist der tatsachliche Jahresmittelw ert des Marktw erts von Strom aus Windener-
gieanlagen auf See, der sich aus dem Spotmarkipreis ergibt. Fir die Berechnung von
~JWwind auf see” ist die Berechnungsmethode der Nummer 4.3.2 mit der MaRgabe anzuw en-
den, dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus
Windenergieanlagen an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte
Strom aus Windenergieanlagen auf See zugrunde zu legen ist.

4.3.4

Solare Strahlungsenergie

JWsolar' ist der tatsdchliche Jahresmittelw ert des Marktw erts von Strom aus Solaranlagen,
der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt. Firr die Berechnung von ,JWsqar ist die Berech-
nungsmethode der Nummer 4.3.2 mit der MaRgabe anzuwenden, dass statt des nach der
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Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land
der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte Strom aus Solaranlagen
zugrunde zu legen ist.

Veroffentlichungen

Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen jederzeit unverziiglich auf einer gemeinsamen Inter-
netseite in einheitichem Format die auf der Grundlage einer reprasentativen Anzahl von
gemessenen Referenzanlagen erstellle Online-Hochrechnung der Menge des tatsachlich
erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land, Windenergieanlagen auf See und So-
laranlagen in ihren Regelzonen in mindestens stiindlicher Auflésung veroffentlichen. Fir die
Erstellung der Online-Hochrechnung sind Reduzierungen der Einspeiseleistung der Anlage
durch den Netzbetreiber oder im Rahmen der Direktvermarktung nicht zu bertcksichtigen.
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Die Ubertragungsnetzbetreiber missen ferner fur jeden Kalendermonat bis zum Ablauf des
zehnten Werktags des Folgemonats auf einer gemeinsamen Internetseite in einheitlichem
Format und auf drei Stellen nach dem Komma gerundet folgende Daten in nicht personenbe-
zogener Form veroffentlichen:

a) den Spotmarktpreis fir jeden Kalendertag in stiindlicher Aufldsung,

b) den Wert ,MW‘ nach der MaRgabe der Nummer 3.2,

c) den Wert ,MWwind anLand’ Nach der MaRgabe der Nummer 3.3.2,

d) den Wert ,MWwind auf see’ Nach der MaRgabe der Nummer 3.3.3 und

e) den Wert ,MWsqiar' Nnach der MaRgabe der Nummer 3.3.4.

5.3

Die Ubertragungsnetzbetreiber missen ferner fir jedes Kalenderjahr bis zum Ablauf des
zehnten Werktages des Folgejahres auf einer gemeinsamen Internetseite in einheitlichem
Format und auf drei Stellen nach dem Komma gerundet folgende Daten in nicht personenbe-
zogener Form veroffentlichen:

a) den Wert ,JW‘ nach der Mal3gabe der Nummer 4.2,

c) den Wert ,JWwind aufsee’ Nach der MaRgabe der Nummer 4.3.3 und

)

b) den Wert ,JWwind an Land' Nach der Ma3gabe der Nummer 4.3.2,
)
)

d) den Wert ,JWsoiar' nach der MaRgabe der Nummer 4.3.4.
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Sow eit Daten, die nach Nummer 5.2 oder 5.3 veroffentlicht w erden miissen, nicht fristgerecht
verflugbar sind, muss die Veroffentlichung unverziglich nachgeholt w erden.”.

132.

”5-

133.

Anlage 3 Nummer | Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

Wenn die Anlage aus mehreren Generatoren besteht, muss in der Anlage in
dem jeweiligen Kalenderjahr in mindestens 4 000 Viertelstunden eine Strom-
menge erzeugt werden, die mindestens 85 Prozent der installierten Leistung der
Anlage entspricht. Im ersten und im letzten Jahr der Inanspruchnahme der Fle-
xibilitdtspramie reduziert sich die Anzahl der nach Satz 1 erforderlichen Viertel-
stunden anteilig im Verhaltnis der vollen Kalendermonate, in denen die Flexibili-
tatspramie geltend gemacht wird, zu zZwolf Kalendermonaten. Die Anzahl der
nach Satz 1 in einem Kalenderjahr erforderlichen Viertelstunden reduzert sich
ferner auch dann, wenn die Anlage aufgrund von technischen Defekten oder In-
standsetzungsarbeiten in dem jeweiligen Kalenderjahr in mehr als 672 zusam-
menhangenden Viertelstunden keinen Strom erzeugt. In den Fallen des Satzes
3 wird die Anzahl der nach Satz 1 erforderlichen Viertelstunden sowie die Flexi-
bilitatspramie anteilig um das Verhaltnis der Viertelstunden, in denen die Anlage
keinen Strom erzeugt zu samtlichen Viertelstunden des jeweiligen Kalenderjah-
res gekurzt. “

Folgende Anlage 5 wird angefligt:

LAnlage 5 (zu § 3 Nummer 43c)

Sudregion
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Folgende kreisfreien Stadte, Stadtkreise, Kreise und Landkreise bilden die Stdregion:

Sudregion

Baden-Wirttemberg

Landkreis Alb-Donau-Kreis

Stadtkreis Baden-Baden

Landkreis Biberach

Landkreis Boblingen

Landkreis Bodenseekreis

Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald

Landkreis Calw

Landkreis Emmendingen

Landkreis Enzkreis

Landkreis Esslingen

Stadtkreis Freiburg im Breisgau

Landkreis Freudenstadt

Landkreis Goppingen

Stadtkreis Heidelberg

Landkreis Heidenheim

Stadtkreis Heilbronn

Landkreis Heilbronn

Landkreis Hohenlohekreis

Stadtkreis Karlsruhe

Landkreis Karlsruhe

Landkreis Konstanz

Landkreis Lorrach

Landkreis Ludwigsburg

Landkreis Main-Tauber-Kreis

Stadtkreis Mannheim
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Sudregion

Landkreis Neckar-Odenwald-Kreis

Landkreis Ortenaukreis

Landkreis Ostalbkreis

Stadtkreis Pforzheim

Landkreis Rastatt

Landkreis Ravensburg

Landkreis Rems-Murr-Kreis

Landkreis Reutlingen

Landkreis Rhein-Neckar-Kreis

Landkreis Rottweil

Landkreis Schwabisch Hall

Landkreis Schwarzwald-Baar-Kreis

Landkreis Sigmaringen

Stadtkreis Stuttgart

Landkreis Tubingen

Landkreis Tuttlingen

Stadtkreis Uim

Landkreis Waldshut

Landkreis Zollernalbkreis

Bayern

Landkreis Aichach-Friedberg

Landkreis Altdtting

Kreisfreie Stadt Amberg

Landkreis Amberg-Sulzbach

Kreisfreie Stadt Ansbach

Landkreis Ansbach

Kreisfreie Stadt Aschaffenburg
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Sudregion

Landkreis Aschaffenburg

Kreisfreie Stadt Augsburg

Landkreis Augsburg

Landkreis Bad Tolz-Wolfratshausen

Kreisfreie Stadt Bamberg

Landkreis Bamberg

Kreisfreie Stadt Bayreuth

Landkreis Bayreuth

Landkreis Berchtesgadener Land

Landkreis Cham

Landkreis Dachau

Landkreis Deggendorf

Landkreis Dillingen an der Donau

Landkreis Dingolfing-Landau

Landkreis Donau-Ries

Landkreis Ebersberg

Landkreis Eichstatt

Landkreis Erding

Kreisfreie Stadt Erlangen

Landkreis Erlangen-Hochstadt

Landkreis Forchheim

Landkreis Freising

Landkreis Freyung-Grafenau

Landkreis Flrstenfeldbruck

Kreisfreie Stadt Firth

Landkreis Furth

Landkreis Garmisch-Partenkirchen
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Sudregion

Landkreis Gunzburg

Landkreis HaRberge

Kreisfreie Stadt Ingolstadt

Kreisfreie Stadt Kaufbeuren

Landkreis Kelheim

Kreisfreie Stadt Kempten (Allgau)

Landkreis Kitzingen

Landkreis Landsberg am Lech

Kreisfreie Stadt Landshut

Landkreis Landshut

Landkreis Lindau (Bodensee)

Landkreis Main-Spessart

Kreisfreie Stadt Memmingen

Landkreis Miesbach

Landkreis Miltenberg

Landkreis Muhldorf am Inn

Kreisfreie Stadt Miinchen

Landkreis Minchen

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen

Landkreis Neumarkt in der Oberpfalz

Landkreis Neustadt an der Aisch-Bad Windsheim

Landkreis Neustadt an der Waldnaab

Landkreis Neu-Ulm

Kreisfreie Stadt Nurnberg

Landkreis Nurnberger Land

Landkreis Oberallgau

Landkreis Ostallgéau
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Sudregion

Kreisfreie Stadt Passau

Landkreis Passau

Landkreis Pfaffenhofen an der llm

Landkreis Regen

Kreisfreie Stadt Regensburg

Landkreis Regensburg

Kreisfreie Stadt Rosenheim

Landkreis Rosenheim

Landkreis Roth

Landkreis Rottal-Inn

Kreisfreie Stadt Schwabach

Landkreis Schwandorf

Kreisfreie Stadt Schweinfurt

Landkreis Schweinfurt

Landkreis Starnberg

Kreisfreie Stadt Straubing

Landkreis Straubing-Bogen

Landkreis Tirschenreuth

Landkreis Traunstein

Landkreis Unterallgau

Kreisfreie Stadt Weiden in der Oberpfalz

Landkreis Weilheim-Schongau

Landkreis Weillenburg-Gunzenhausen

Kreisfreie Stadt Wirzburg

Landkreis Wurzburg

Hessen

Landkreis Bergstralie
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Sudregion

Kreisfreie Stadt Darmstadt

Landkreis Darmstadt-Dieburg

Landkreis Grof3-Gerau

Landkreis Odenwaldkreis

Landkreis Offenbach

Rheinland-Pfalz

Landkreis Alzey-Worms

Landkreis Bad Dirkheim

Landkreis Bad Kreuznach

Landkreis Bernkastel-Wittlich

Landkreis Birkenfeld

Landkreis Donnersbergkreis

Landkreis Eifelkreis Bitburg-Prim

Kreisfreie Stadt Frankenthal (Pfalz)

Landkreis Germersheim

Kreisfreie Stadt Kaiserslautern

Landkreis Kaiserslautern

Landkreis Kusel

Kreisfreie Stadt Landau in der Pfalz

Kreisfreie Stadt Ludwigshafen am Rhein

Kreisfreie Stadt Mainz

Landkreis Mainz-Bingen

Kreisfreie Stadt Neustadt an der Weinstralle

Kreisfreie Stadt Pirmasens

Landkreis Rhein-Hunsriick-Kreis

Landkreis Rhein-Pfalz-Kreis

Kreisfreie Stadt Speyer
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Sudregion

Landkreis Stdliche Weinstralie

Landkreis Sudwestpfalz

Kreisfreie Stadt Trier

Landkreis Trier-Saarburg

Kreisfreie Stadt Worms

Kreisfreie Stadt Zweibriicken

Saarland

Landkreis Merzig-Wadern

Landkreis Neunkirchen

Landkreis Regionalverband Saarbricken

Landkreis Saarlouis

Landkreis Saarpfalz-Kreis

Landkreis St. Wendel*

Artikel 2

Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. |1 S. 1970), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom ... [einfligen: Datum und Fundstelle des Gesetzes zur Ande-
rung des Windenergie-auf-See-Gesetzes und anderer Vorschriften] gedndert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. In § 13i Absatz 3 Nummer 3 werden die Woérter ,Ubertragungsnetzbetreiber in dem
Netzausbaugebiet nach § 36¢ des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zum Abschluss
von vertraglichen Vereinbarungen in einem bestimmten Umfang zu verpflichten und®
gestrichen.

2. In § 17e Absatz 1 und 2 werden jeweils die Worter ,in Verbindung mit § 47 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes” gestrichen.





